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Vorwort. 


Zur  vorliegenden  Arbeit  sind  als  ungedruckte  Quellen 
benutzt  in  erster  Linie  die  Akten  des  Düsseldorfer  Staats- 
archives  und  des  Kgl.  Geheimen  Staatsarchives  in  Berlin 
über  die  Verwaltung  des  Generalgouvernements  Nieder- 
und  Mittelrhein,  an  gedruckten  Quellen  namentlich  die 
vom  Generalgouverneur  Sack  erlassenen  Gesetze  und  Ver- 
ordnungen im  Journal,  dem  Hauptblatt  des  Generalgouver- 
nements. Während  der  Zeit  der  provisorischen  Ver\\^al- 
tung  für  Rechnung  der  Verbündeten  brachte  das  Journal 
nur  die  öffentlichen  Bekanntmachungen  des  Generalgouver- 
neurs. Sie  finden  sich  in  der  „Sammlung  der  Gesetze  und 
Verordnungen  für  das  Generalgouvernement  Niederrhein 
(Journal  du  Bas-Rhin)."  Mit  der  Verwaltung  für  aus- 
schließliche Rechnung  Preußens,  vom  16.  Juni  1814  an,  er- 
fuhr das  Blatt  eine  ebenso  praktische  wie  vorteilhafte  Er- 
weiterung. Es  erschien  nun  regelmäßig  dreimal  in  der 
Woche,  Dienstags,  Donnerstags  und  Samstags,  bei  ganz  be- 
sonders wichtigen  Anlässen  auch  in  außerordentlichen  Bei- 
lagen —  unter  dem  Namen  „Journal  vom  Nieder-  und 
Mittelrhein'*,  brachte  aber  nicht  mehr  ausschließlich  die 
öffentlichen  Verordnungen,  sondern  wurde  mehr  zu  einer 
Zeitung,  in  die  Aufsätze  über  die  Zeitereignisse,  private 
Mitteilungen  und  Aehnliches  aufgenommen  wurden.  Mit 
der  Auflösung  des  Generalgouvernements  im  März  1816 
stellte  das  Blatt  sein  Erscheinen  ein. 

Die  im  Journal  veröffentlichten  Erlasse  und  Verord- 
nungen wurden  abgedruckt  in  den  Departements-  und 
Kreisblättern,  von  denen  hauptsächlich  der  in  Koblenz  er- 
schienene „Rheinische  Merkur"  und  das  „Bönnische",  seit 
1815  „Bonner  Wochenblatt"  benutzt  sind. 

Vollheim,  Prov.  Verwaltung.  \ 


Außer  den  genannten  Blättern  sind  die  Gesetzessamm- 
lungen von  Daniels,  Lottner  und  Scotti  herangezogen 
worden. 

Die  allgemeinen  und  speziellen  Werke,  die  ich  be- 
nutzen mußte,  erhielt  ich  durch  die  Bibliothek  der  „Rheini- 
schen Friedrich- Wilhelms-Universität"  und  durch  die  der 
,, Bonner  Lese-  und  Erholungsgesellschaft",  die  mir  dank 
dem  freundlichen  Entgegenkommen  ihres  Vorstehers,  des 
Herrn  Professors  Dr.  Hoffmann,  der  mir  auch  seine 
Privatbibliothek  in  liebenswürdigster  Weise  zur  Benutzung 
überließ,  bereitwilligst  zur  Verfügung  gestellt  wurden. 

Ich  möchte  nicht  verfehlen,  den  Verwaltungen  des  Ber- 
liner und  Düsseldorfer  Staatsarchives  für  die  Freundlich- 
keit zu  danken,  mit  der  sie  mir  die  Benutzung  der  ein- 
schlägigen Akten  gestatteten;  ebenso  auch  den  Verwaltun- 
gen der  Bonner  Universitätsbibliothek  und  des  Bonner 
Stadtarchives. 

Die  Anregung  zu  dieser  Abhandlung  erhielt  ich  von 
Herrn  Privatdozenten  Dr.  Herrmann  in  Bonn.  Ihm 
ganz  besonders  gebührt  mein  Dank  für  das  große  Inter- 
esse, das  er  jederzeit  meiner  Arbeit  entgegenbrachte;  in 
liebenswürdigster  Weise  hat  er  mir  immer  wieder  seinen 
Rat  zuteil  werden  lassen  und  dadurch  ganz  wesentlich 
zum  Gelingen  der  Arbeit  beigetragen. 


Einleitung. 


Wenn  man  von  der  Zeit  der  Freiheitskriege  und  den 
folgenden  beiden  Jahren  spricht,  dann  rückt  einem  —  und 
das  darf  nicht  verwundem  —  die  Reihe  jener  Männer  vor 
das  geistige  Auge,  die  an  der  Spitze  der  Bewegung  standen, 
die  Napoleon  vom  Gipfel  seiner  Macht  auf  ein  kleines  Ei- 
land geschleudert  hat.  Wir  denken  an  das  gewaltige 
Kriegs drama,  dessen  erster  Akt  bei  Leipzig  sein  blutiges 
Ende  gefunden  hat,  bei  Leipzig,  wo  die  ehernen  Schlünde 
der  Kanonen  mit  den  letzten  Salven,  die  über  das  Schlacht- 
feld strichen,  ein  „Frei  ist  Deutschland  bis  zum  Rhein!" 
donnernd  verkündeten.  Wir  ziehen  im  Geiste  mit  den 
Scharen  der  Freiheitskämpfer  über  den  Rhein,  mit  ihnen 
in  die  Hauptstadt  der  Franzosen.  Wir  sehen  Napoleon  noch 
einmal  verlangend  seine  Hand  nach  dem  Würfelbecher  des 
Glückes  ausstrecken.  Umsonst!  die  unstete  Göttin  For- 
tuna hat  ihn  verlassen:  bei  Waterloo  fällt  auch  die  letzte 
Säule  seiner  überstolzen  Macht. 

So  wird  die  Erinnerung  an  diese  blutigen  Jahre  durch - 
hallt  von  dem  Geschützdonner  all  der  erbitterten  Schlach- 
ten und  Kämpfe.  Man  vergißt  darüber  leicht,  daß  auch 
in  friedlicher  Arbeit  Großes  und  Bedeutendes  geleistet 
worden  ist,  das  den  Erfolgen  auf  der  Walstatt  ebenbürtig 
an  die  Seite  gestellt  werden  darf. 

Es  ist  bekannt,  daß  eine  der  bedeutsamsten  Folgen  des 
entscheidenden  Waffenganges  mit  Napoleon  für  Preußen 
die  Erwerbung  der  linksrheinischen  Provinzen  von  der 
Grenze  des  in  Wien  neugebildeten  Königreiches  der  Nie- 
derlande bis  zur  Nahe  war.  Aber  weniger  bekannt  dürfte 
es  sein,  wie  die  linksrheinischen  Lande  seit  dem  Rheinüber- 
gang der  Verbündeten  bis  zur  Entscheidung  ihres  endgül- 


tigen  Schicksals,  und  unter  welchen  Gesichtspunkten  und 
Beschwernissen  sie  verwaltet  wurden.  Uns  interessiert  am 
meisten  die  interimistische  Verwaltung  der  späteren  Rhein- 
provinzen. 

Nach  einer  von  den  verbündeten  Mächten  in  Leipzig 
abgeschlossenen  Konvention  sollten  die  von  Frankreich 
oder  doch  wenigstens  von  dem  Bündnis  mit  ihm  losgerisse- 
nen Länder  provisorisch  verwaltet  werden  bis  zur  endgül- 
tigen Entscheidung  ihrer  Zugehörigkeit  zu  der  einen  oder 
anderen  deutschen  Macht.  Die  Gebiete  am  Niederrhein  mit 
Ausschluß  des  Belgischen  Gouvernements  wurden  ent- 
sprechend den  Grundsätzen  der  Leipziger  Uebereinkunft 
von  dem  Preußischen  Geheimen  Staatsrat  Sack  verwaltet. 
Wie  sich  diese  Verwaltung  bis  zum  definitiven  Anschluß 
der  Rheinprovinzen  an  Preußen  im  März  1816  gestaltete, 
das  soll  Gegenstand  der  folgenden  Abhandlung  sein,  die 
ein  beredtes  Zeugnis  dafür  ablegen  wird,  daß  auch  während 
der  wilden  Kriegsstürme  hart  am  Rande  des  Kriegsschau- 
platzes auf  dem  Felde  friedlicher,  aber  nicht  minder  harter 
Tätigkeit,  viel,  sehr  viel  geschah,  das  nicht  weniger  Beach- 
tung verdient  als  die  im  wechselvollen  Kampfe  errungenen 
Siegespalmen, 


Die  provisorische  Verwaltung  am  Nieder-  und 
Mittelrhein  während  der  Jahre  1814 — 1816. 

L 

Ucbersicht  der  territorialen  Entwickelung  am 
Nieder-  und  Mittelrhein  von  1814—1816. 

Das  gewaltige  Ringen  bei  Leipzig  hatte  mit  einem 
Schlage  Deutschland  bis  zum  Rhein  von  der  napoleonischen 
Zwangsherrschaft  befreit.  Naturgemäß  mußte  sich  nun  die 
Frage  unter  den  Verbündeten  erheben,  wie  es  bis  zur  de- 
finitiven Entscheidung  der  deutschen  Verhältnisse  in  den 
durch  die  Befreiung  herrenlos  gewordenen  Ländern  und 
denen,  deren  Souveräne  nicht  der  Koalition  gegen  Napo- 
leon beitraten,  mit  der  Verwaltung  gehalten  werden  sollte. 
In  der  Leipziger  Konvention  vom  21.  Oktober  1813  kamen 
die  verbündeten  Mächte  dahin  überein,  alle  diese  Länder 
einem  Zentral-  oder  obersten  Verwaltungsdepartement 
unter  der  Leitung  des  Freiherrn  vom  Stein  zu  unterstellen, 
das  zur  interimistischen  Verwaltung  der  besetzten  Gebiete 
Generalgouverneure  ernannte  ^) .  So  wurde  am  25.  Novem- 
ber 1813  das  Generalgouvernement  Berg  unter  dem  russi- 
schen Staatsrat  Gruner  eingerichtet,  das  alle  vor  Bil- 
dung der  32.  Militär division  des  französischen  Reiches  zum 
Großherzogtum  Berg  gehörenden  Gebiete  umfaßte  mit  Aus- 
schluß der  vormals  preußischen  Distrikte,  die  sofort  an 
Preußen  kamen.  Als  anfangs  1814  auch  die  nassau-orani- 
schen  Länder  wieder  ihrem  Fürsten  zugeteilt  wurden,  be- 
griff das  Generalgouvernement  Berg  vom  27.  Januar  1814 
an  nur  noch  das  alte  bayerische  Herzogtum  Berg  nebst  dem 
Kantor  Gummersbach  und  der  Bürgermeisterei  Friesen- 
hagen.   (Gräff,  Bd.  I,  Einleitung  S.  38 ff.). 


1)  Sieh  darüber  J.  A.  Eichhorn,  Zcntralvcrwaltung  der  Ver- 
bündeten unter  dem  Freiherrn  vom  Stein, 
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Nach  dem  Rheinübergang  der  schlesischen  Armee 
unter  Blücher  setzte  man  auch  in  den  linksrheinischen 
französischen  Provinzen  Generalgouverneure  ein.  Am 
12.  Januar  1814  wurden  zu  Basel  die  „Principes  gencraux 
sur  l'organisation  des  autorites  administratives  des  pro- 
vinces  fran^aises  occupees  par  les  troupes  alliees"  aufge- 
stellt, wo  es  §  2  heißt:  die  französischen  besetzten  Provin- 
zen werden  hauptsächlich  (en  chef)  von  dem  durch  die 
Leipziger  Konvention  eingesetzten  Zentraldepartement  und 
den  von  ihm  ernannten  Generalgouverneuren  verwaltet. 
§  4.  Mehrere  Departements  können  unter  einem  Gouver- 
nement vereinigt  werden,  wie  man  es  auch  tatsächlich  hand- 
habte aus  zwei  leicht  ersichtlichen  Gründen;  durch  Ver- 
einigung mehrerer  Departements  wurde  ihre  Verwaltung 
einheitlicher,  und  man  ersparte  beträchtliche  Kosten.  Die 
andauernden  Bewegungen  der  schlesischen  Armee  verhin- 
derten die  sofortige  Einrichtung  der  geplanten  Gouverne- 
ments. Interimistisch  wurde  zur  Herstellung  der  unter- 
brochenen Verwaltung  in  jedem  Departement  ein  Intendant 
oder  Kommissar  eingesetzt.    (Simon,  S.  273  f.) . 

Nach  §  5  der  Baseler  Uebereinkunft  wurden  das  Ge- 
neralgouvernement Mittelrhein  und  das  vom  Niederrhein 
gebildet;  jenes  aus  den  französischen  Departements  Don- 
nersberg, Saar  und  Rheinmosel  mit  dem  Sitz  in  Trier; 
dieses  aus  den  Departements  Roer,  Ourthe  und  Niedermaas 
mit  dem  Sitz  in  Aachen.  Das  mittelrheinische  Gouverne- 
ment richtete  am  2.  Februar  1814  Gruner  ein,  dem  in  der 
Leitung  des  Bergischen  Prinz  Alexander  zu  Solms  folgte. 
Am  9.  März  wurde  noch  das  Wälderdepartement  zum  Gou- 
vernement Mittelrhein  geschlagen,  sodaß  es  nunmehr  vier 
Departements  vereinte  ^) .  Das  Gouvernement  Niederrhein 
datierte  vom  10.  März  1814  und  stand  unter  der  Verwal- 
tung des  preußischen  Staatsrates  Sack  ^) .  So  existierten 
drei  Gouvernements,  Niederrhein  und  Mittelrhein  links, 
Berg  rechts  vom  Rhein  nebeneinander,  die  für  gemeinsame 
Rechnung  der  Verbündeten  verwaltet  wurden;  es  war  also 
anfangs  ein  gemeinsames  Provisorium. 

1)  Lottncr,  Bd.  I,  S,  95.    2)  Nr,  1  der  Verordnungen  im  Journal. 
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Diese  Bestimmungen  hob  der  erste  Pariser  Friede  vom 
3L  Mai  1814  auf.  Für  die  Gouvernements  Mittel-  und 
Niederrhein  brachte  er  eine  Veränderung  ihrer  Begrenzung 
und  Verwaltung,  für  das  Bergische  nur  eine  administrative 
Veränderung;  denn  nach  Artikel  I  des  Friedens  hörte  mit 
dem  15.  Juni  1814  das  gemeinsame  Provisorium  auf,  und  ein 
getrenntes  trat  an  seine  Stelle;  es  erfolgte  die  „proviso- 
rische Besitznahme  bestimmter  Landesteile  zu  Gunsten  der 
einen  oder  anderen  deutschen  Macht".    (Gräff,  S.  38.) 

Wir  besprechen  zuerst  die  territorialen  Veränderungen. 
Nach  den  Bestimmungen  des  Pariser  Friedens  wurde  das 
Gouvernement  Niederrhein  mit  dem  des  Mittelrheines  ver- 
einigt, aber  nur  dem  Namen  nach.  Man  teilte  das  mittel- 
rheinische Gouvernement,  indem  man  die  Mosel  als  Tei- 
lungslinie annahm.  Was  links  von  der  Mosel  lag,  kam  an 
das  Niederrheinische  Gouvernement:  der  größte  Teil  des 
Wälder-  und  Teile  des  Saar-  und  Rheinmoseldepartements; 
die  Gebiete  rechts  von  der  Mosel  wurden  einer  österreichisch- 
bayerischen Landesadministration  zu  Kreuznach  unterstellt: 
das  ganze  Donnersberg-Departement,  die  größeren  Reste 
des  Saar-  und  Rheinmoseldepartements  und  einige  Gemein- 
den des  Wälderdepartements.  Eine  Ausnahme  machte 
Koblenz,  das,  obwohl  auf  dem  rechten  Moselufer  gelegen, 
doch  zum  Gouvernement  Niederrhein  kam.  Durch  diese 
Teilung  wurde  das  am  2.  Februar  1814  eingerichtete  Gou- 
vernement Mittelrhein  aufgelöst.  Der  so  seines  Wirkungs- 
kreises als  Gouverneur  enthobene  Gruner  kehrte  in  gleicher 
Eigenschaft  nach  dem  bergischen  Gouvernement  zurück. 

Durch  die  Vereinigung  des  Gouvernements  Niederrhein 
mit  einem  Teil  des  mittelrheinischen  entstand  das  vom 
Nieder-  und  Mittelrhein;  so  sehen  wir  vom  16.  Juni  1814 
an  am  Rhein  nebeneinander  die  Gouvernements  Berg,  Nie- 
der- und  Mittelrhein  und  die  österreichisch-bayerische  Lan- 
desadministration mit  den  Sitzen  in  Düsseldorf,  Aachen 
und  Kreuznach.  Die  beiden  ersten  wurden  für  ausschließ- 
liche Rechnung  Preußens,  das  dritte  für  gemeinsame  Rech- 
nung Oesterreichs  und  Bayerns  verwaltet;  dies  die  er- 
wähnte Veränderung  bezüglich  der  Verwaltung. 
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Nach  Artikel  2  und  3  des  Friedens  wurden  die  Grenzen 
des  Gouvernements  Nieder-  und  Mittelrhein  und  des  unter 
der  Landesadministration  gegen  Holland  und  Frankreich 
verschoben.  Uns  interessiert  hier  allein  die  veränderte  Be- 
grenzung des  Gouvernements  Nieder-  und  Mittelrhein. 
Eingeschränkt  wurde  sie  gegen  Holland  durch  Abtretung 
der  auf  dem  linken  Maasufer  gelegenen  Teile  des  Ourthe- 
und  Niedermaas  departements  an  das  belgische  Gouverne- 
ment ^) ,  ausgedehnt  gegen  Frankreich  durch  die  auf  dem 
rechten  Maasufer  liegenden  Teile  des  Sambre-Maas depar- 
tements ^) .  So  fielen  provisorisch  an  Preußen  die  Länder 
zwischen  Rhein,  Maas,  Mosel  und  der  französischen  Grenze. 

Das  Generalgouvernement  Nieder-  und  Mittelrhein  be- 
stand nach  dieser  Begrenzung  aus  folgenden  7  ehemaligen 
französischen  Departements: 

1)  Roer  ganz, 

2)  Niedermaas,  rechts  von  der  Maas, 

3)  Ourthe, 

4)  Rheinmosel,  links  von  der  Mosel, 

5)  Saar, 

6)  Sambre-Maas,  rechts  von  der  Maas, 

7)  Wälder  mit  Ausnahme  weniger  Teile  (12  Bürger- 
meistereien) rechts  von  der  Mosel  und  hatte  Sack 
zum  Generalgouverneur. 

Aus  den  Teilen  dieser  sieben  verschiedenen  Departe- 
ments wurden  vier  neue  gebildet:  Roer-  und  Wälderde- 
partement behielt  man  ganz  bei;  aus  den  Teilen  des  Rhein- 
mosel- und  Saardepartements  wurde  ein  neues  Rheinmosel- 
departement, aus  denen  des  Niedermaas-,  Ourthe-  und 
Sambre-Maas-Departements    das    neue  Maas-Ourthe-De- 


1)  Vom  Roerdepartement  hätten  nach  dem  genannten  Wortlaut 
auch  der  Kanton  Horst  und  die  Gemeinden  Uffelt  und  Boxmar  als  links 
von  der  Maas  gelegen  an  das  belgische  Gouvernement  abgetreten 
werden  müssen;  sie  blieben  aber  als  altpreußische  Gebiete  bei  dem 
für  preußische  Rechnung  verwalteten  Gouvernement  Nieder-  und 
Mittelrhein.    (Statistik  S.  68). 

2)  S.  auch  Nr.  68  der  Verordnungen  im  Journal  vom  Nieder-  und 
Mittelrhein, 
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partement  gebildet^).  Zwischen  Roer-  und  Maas-Ourthe- 
Departement  fand  ein  Austausch  einzelner  Kantone  statt: 
vom  Roerdepartement  gingen  die  Kantone  Sittard  und 
Heinsberg  an  das  der  Maas-Ourthe  über  und  von  diesem 
Gülpen  und  Herzogenrath  an  jenes.  Diese  Verlegung  diente 
lediglich  einer  erleichterten  Verwaltung. 

Die  einschneidendsten  Veränderungen  sowohl  terri- 
torialer wie  administrativer  Natur  brachte  der  Wiener 
Kongreß  oder  besser  gesagt  die  unter  den  betreffenden 
Mächten  vereinbarten  Abmachungen,  die  beim  Schluß  der 
Hauptakte  die  territorialen  Ausgleichungen  bereits  geregelt 
hatten.  (Gr äff,  S.  41.)  Die  provisorischen  Regierungen 
hörten  auf,  und  die  definitive  Besitznahme  erfolgte.  Dabei 
sind  verschiedene  Zeitpunkte  zu  beobachten. 

Am  15.  April  1815  wurde  die  vom  König  von  Preußen 
befohlene  Besitznahme  des  nunmehrigen  Großherzogtums 
Niederrhein  und  der  Herzogtümer  Cleve,  Berg,  Geldern, 
des  Fürstentums  Moers  und  der  Grafschaften  Essen  und 
Werden  bekannt  gemacht.  Der  König  übertrug  dem  Ce- 
neralgouverneur  Sack  und  dem  Generalleutnant  von  Gnei- 
senau  durch  eine  am  5.  April  1815  vollzogene  Vollmacht  die 
Besitzergreifung  und  Annahme  der  Huldigung  in  seinem 
Namen  in  den  Rheinprovinzen, 

,,die  gemäß  der  auf  dem  Wiener  Kongreß  ge- 
pflogenen Verhandlungen  den  Staaten  des  Kö- 
nigs auf  immer  einverleibt  wurden". 

Das  Großherzogtum  Niederrhein  umfaßte  1.  das  ganze 
ehemalige  Rhein-Mosel departement,  2.  einen  Teil  des  ehe- 
maligen Saardepartements,  3.  einen  des  Wälder-Departe- 
ments, der  auf  dem  linken  Ufer  der  Our  bis  zu  deren  Mün- 
dung in  die  Sauer,  von  da  auf  dem  linken  Ufer  dieses 
Flusses  bis  zu  seiner  Mündung  in  die  Mosel,  von  da  bis 
zum  Einfluß  der  Saar  auf  dem  linken  Ufer  der  Mosel  lag, 
4.  einen  Teil  des  ehemaligen  Ourthe-,  5.  einen  kleinen  Teil 
des  ehemaligen  Niedermaas-,  6.  einen  großen  Teil  des  vor- 


1)  Ncigebauer,  Statistik  S,  68  f-  und  Journal  vom  Nieder-  und 
Mittelrhein  Nr,  68  der  Verordnungen. 
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maligen  Roerdepartements  und  7.  das  Großherzogtum 
Berg, 

Die  Herzogtümer  Cleve,  Berg  und  Geldern,  das 
Fürstentum  Moers  und  die  Grafschaft  Essen  und  Werden 
umfassen  1.  einen  großen  Teil  des  Niedermaas-,  2.  einen 
Teil  des  Roerdepartements  und  20  Kantone  auf  dem  rech- 
ten Rheinufer  . 

Am  12.  Mai  1815  erfolgte  die  Abtretung  der  Grenz- 
gebiete des  General-Gouvernements  Nieder-  und  Mittel- 
rhein an  den  König  der  Niederlande  als  Großherzog  von 
Luxemburg.  Dadurch  verlor  das  Gouvernement  den  größ- 
ten Teil  des  Wälder-  und  des  neugebildeten  Maas-Ourthe- 
Departements  und  zwar  so,  daß  von  dem  ehemaligen 
Sambre-Maas-Departement  nichts  bei  Preußen  blieb.  Da- 
durch wurde  die  Grenze  gegen  Holland  und  Belgien  re- 
guliert, die  nach  einer  Konvention  von  1816  noch  eine  Mo- 
difikation zu  Gunsten  Preußens  erhielt.  Dagegen  kamen 
am  28.  Mai  1815  die  Gebiete  zwischen  Rhein  und  Mosel 
hinzu,  die,  einen  Teil  des  Grcßherzogtums  Niederrhein 
bildend,  von  der  österreichisch-bayerischen  Landesadmi- 
nistration abgetreten  wurden.  So  erstreckte  sich  die  süd- 
lichste Grenze  des  Gouvernements  Nieder-  r.nd  Mittelrhein 
bis  zur  Nahe.  Nach  Artikel  48 — 50  der  Wiener  Kongreß- 
akte erlitt  diese  Grenze  1816  eine  Verschiebung  von  der 
Nahe  zurück  wegen  der  Oldenburgischen,  Homburgischen 
und  Coburgischen  Länder.  (Gräff,  S.  44.)  In  dieser  neuen 
Gestalt  umfaßte  das  General-Gouvernement  Nieder-  und 
Mittelrhein  sechs  von  den  einst  französischen  Departe- 
ments: das  der  Roer  zum  größten  Teil,  Rhein-Mosel  fast 
ganz,  vom  Wälder-Departement  den  größten  Teil  des 
Kreises  Bitburg  und  einen  Teil  des  Saar-,  Niedermaas- 
und  Ourthe-Departements  ^) . 

Daraus  wurden  drei  Departements  gebildet:  Roer-, 
Rhein-Mosel  links  und  Saar  rechts   von  der  Mosel  unter 


1)  Nr,  47  der  Verordnun.';Jen  im  Journal  vom  Nieder-  und  Mittel- 
rhein, Die  hier  der  Vollständigkeit  halber  angeführten  rechtsrheinischen 
Erwerbungen  werden  in  unserer  Darstellung  nicht  berücksichtigt. 

2)  Neigebauer,  Statistik  S,  119-123. 
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Sacks  Verwaltung,  der  am  16.  Juri  noch  die  des  General- 
Gouvernements  Berg  und  am  8.  August  1815  laut  könig- 
licher Verordnung  die  der  nassau-oranischen  Länder  über- 
nahm 

Die  Verwaltungsübernahme  der  zuletzt  genannten  Ge- 
biete war  nur  eine  formelle;  sie  wurden  vorläufig  in  ihrer 
bisherigen  Art  weiter  verwaltet.  Zu  dem  Zweck  setzte 
Sack  einen  Gouvernementsrat  in  Düsseldorf  für  das  Groß- 
herzogtum Berg  ein,  bestätigte  das  Regierungskollegium  in 
Ehrenbreitstein  für  die  nassauischen  Gebiete  und  einige  neu 
hinzugekommene,  für  die  er  einen  besonderen  Kommissar 
und  Inspektor  des  Kassenwesens  anstellte  ^) .  Ebenso  erlitt 
die  provisorische  Regierung  der  linksrheinischen  Provinzen 
ungeachtet  der  definitiven  Besitznahme  durch  Preußen 
noch  keine  Veränderung. 

Ueberblicken  wir  noch  einmal  die  territoriale  und  ad- 
ministrative Entwicklung  der  linksrheinischen  General- 
Gouvernements,  so  treten  uns  zwei  Hauptabschnitte  klar 
vor  Augen:  der  erste,  herbeigeführt  durch  den  Pariser 
Frieden  vom  31.  Mai  1814,  setzte  an  die  Stelle  des  gemein- 
samen Provisoriums  das  getrennte;  der  zweite,  veranlaßt 
durch  die  Verhandlungen  des  Wiener  Kongresses,  hob  das 
Provisorium  ganz  auf  und  hatte  die  definitive  Besitznahme 
zur  Folge. 

Um  eine  klarere  Einsicht  von  der  territorialen  Ent- 
wickelung  des  Sack'schen  Verwaltungsbezirkes  auf  dem 
linken  Rheinufer,  um  den  es  sich  in  unserer  Arbeit  allein 
handelt,  zu  erhalten,  scheint  es  ratsam,  seine  Ausdehnung, 
losgelöst  von  den  anderen  Veränderungen,  für  die  einzelnen 
Zeitabschnitte  im  Zusammenhange  noch  einmal  aufzu- 
führen. 

Am  10.  März  1814  übernahm  Sack  das  Gouvernement 
Niederrhein,  bestehend  aus  den  Departements: 


1)  Nr.  74  der  Verordnung  im  Journal  vom  Nieder-  und  Mittelrhein 
und  107  a.  a.  O. 

2)  G.  St.  A.  R.  74  H.  II  Nr.  2,  Sacks  Generalbericht  an  den  König 
vom  31.  März  1816, 
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Roer  mit  705  985  Einwohnern 

Ourthe  mit  352  333  „ 

Niedermaas  mit  267  259 


zusammen    1  326  577  Einwohner. 

Durch  den  Pariser  Frieden  vom  31.  Mai  wurde  das 
mittelrheinische  Gouvernement  aufgelöst;  der  links  von  der 
Mosel  gelegene  Teil  kam  an  das  niederrheinische;  so  ent- 
stand das  General-Gouvernement  Nieder-  und  Mittelrhein 
aus  den  Departements: 

Roer  682  690  Einwohner, 

Maas-Ourthe  435  665  „ 

Rhein-Mosel  238408 

Wälder  240  810 


zusammen    1  597  573  Einwohner. 

Der  Zeitabschnitt,  in  dem  Sack  das  General-Gouver- 
nement Nieder-  und  Mittelrhein  in  dieser  Gestalt  verwal- 
tete, läßt  sich  nicht  so  leicht  begrenzen  wie  der  erste,  weil 
in  verschiedenen  Monaten  (April,  Mai  und  Juni  1815) 
Grenzverschiebungen,  teils  durch  Abtretung,  teils  durch  Er- 
weiterung eintraten.  Wegen  dieser  Schwierigkeit  einer  ge- 
nauen Bestimmung  scheint  es  angebracht,  die  zweite 
Periode  mit  dem  30.  Juni  1815  schließen  zu  lassen,  denn 
Sack  erhielt  am  1.  Juli  den  Titel  eines  Oberpräsidenten  der 
Königlich-Preußischen  Provinzen  am  Rhein  (in  welcher  Ei- 
genschaft auch  die  rechtsrheinischen  Erwerbungen  unter 
ihm  standen).  Der  1.  Juli  1815  bildete  zudem  einen  beson- 
deren Abschnitt  der  Verwaltung  insofern,  als  Sack,  der  seit 
dem  Ausbruch  des  letzten  Kampfes  mit  Napoleon  die  Zivil- 
und  Militärangelegenheiten  wieder  allein  leitete  *) ,  von  nun 
an  nur  das  Zivilgouvernement  hatte,  während  das  Militär- 
gouvernement dem  Generalmajor  von  Dobschütz  und  von 
ihm  das  Lazarettwesen  und  das  Kommando  über  die  Etap- 
penstraßen dem  Generalmajor  Roedlich  übertragen  wur- 


1)  Während  des  weitaus  größten  Teiles  der  zweiten  Periode  hatte 
General  von  Kleist  die  Verwaltung  der  rein  militärischen  Sachen  (s.  u.). 


—  la- 


den   .    In  der  dritten  Periode  betrug  die  Bevölkerung  im 
Roerdepartement  711  337  Einwohner 

Saardepartement  235  803  „ 

Rhein-Moseldepartement    238  110  „ 

zusammen    1  185  250  Einwohner^). 

Die  Dauer  der  verschiedenen  Verwaltungsperioden 
Sacks  stellt  sich  demnach  folgendermaßen  dar:  1.  Periode 
vom  10.  März  1814  bis  zum  15.  Juni  1814  (Generalgouver- 
nement Niederrhein),  2.  Periode  vom  10.  Juni  1814  bis 
zum  30.  Juni  1815  (Generalgouvernement  Nieder-  und 
Mittelrhein),  3.  Periode  vom  1.  Juli  1815  bis  23.  März  1816 
(Königlich-Preußische  Rheinprcvinzcn),  wo  Sack  seine  Ver- 
waltung am  Rhein  niederlegte. 

Entsprechend  den  drei  Perioden  der  Verwaltung  war 
ihr  Charakter  grundverschieden,  hauptsächlich  in  der  ersten 
und  zweiten.  In  jener  galt  es  nach  der  notwendigen  Reorga- 
nisation der  allgemeinen  Verwaltung  in  erster  Linie  die  Be- 
schaffung der  dringendsten  Militärbedürfnisse.  Sie  ließ 
keine  Zeit,  sich  um  die  arg  vernachlässigten  inneren  Ver- 
hältnisse des  Landes  zu  kümmern.  Die  Verwaltung,  im 
Interesse  der  Verbündeten  geteilt,  mußte  sich  lediglich  auf 
die  äußere  militärisch-politische  Lage  beschränken. 

Eine  bedeutende  Wandlung  zum  Bessern  brachte 
schon  die  zweite  Periode.  Zwar  ruhte  die  Last  der  Trup- 
penverpflegung dauernd  schwer  auf  dem  Generalgouverne- 
ment, ja  sie  wurde  gegen  Ende  der  Periode  gewaltig  er- 
schwert durch  Napoleons  plötzliche  Rückkehr,  aber  Sack 
konnte  sich  doch  während  des  weitaus  größeren  Teiles 
dieser  Zeit  mit  mehr  Aufmerksamkeit  der  Besserung  der 
inneren  Verhältnisse  widmen,  zumal  ihm  die  Verwaltung 
der  rein  militärischen  Angelegenheiten  genommen  und  dem 
General  von  Kleist  übertragen  wurde  ^) .    Die  provisorische 


1)  Nr,  90  der  Verordnung  vom  1,  Juli  1815  im  Journ,  v.  Nieder- 
und  Mittelrhein  und  G  St.  A.  R.  74  H.  II  Nr.  2. 

2)  Die  Zahlen  aus  Neigebauer,  Statistik. 

3)  G.  St.  A.  R.  74  H.  II  ad  Nr,  2,  Schreiben  an  Sack,  d.  d.  Paris, 
3.  Juni  1814, 
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Besitznahme  des  Generalgouvernements  für  alleinige  Rech- 
nung Preußens  ließ  bereits  ahnen,  daß  wenigstens  ein 
großer  Teil  definitiv  an  Preußen  kommen  werde.  Aus 
diesem  Gesichtspunkt  heraus  erklärt  sich  vor  allem  der  von 
der  ersten  Periode  ganz  verschiedene  Verwaltungscharak- 
ter. Sack  mußte  nun  auf  den  Geist  der  Bevölkerung  ein- 
wirken und  die  bestehenden  Verhältnisse  unter  Beachtung 
des  immerhin  noch  provisorischen  Zustandes  allgemach  ver- 
ändern, um  der  ziemlich  wahrscheinlich  gewordenen  Ein- 
verleibung in  Preußen  vorzuarbeiten.  Man  sieht  daraus, 
daß  die  Verwaltung  in  der  zweiten  Periode  gegen  die  der 
ersten  erheblich  schwieriger  geworden  ist. 

Was  in  der  zweiten  Periode  ahnend  vorbereitet  wurde, 
führte  die  dritte  glücklich  durch,  sodaß  im  Anfang  des 
Jahres  1816  die  allgemeine  preußische  Verwaltung  in  den 
Rheinprovinzen  eingeführt  werden  konnte,  ohne  eine  allzu 
große  und  daher  leicht  schädliche  Umwälzung  in  den  in- 
neren Verhältnissen  der  neuen  Provinzen  zu  verursachen; 
sie  war  durch  Sacks  glänzendes  Verwaltungstalent  langsam 
und  sicher  in  die  Wege  geleitet  worden. 

Ein  anderer  Unterschied  zwischen  der  ersten  Verwal- 
tungszeit und  der  zweiten  und  dritten  hat  seinen  Grund  in 
den  ganz  verschiedenen  Oberbehörden,  denen  Sack  unter- 
stellt war.  Als  Generalgouverneur  des  Niederrheins  stand 
er  unter  dem  obersten  Verv/altungsdepartement,  war  also 
gewissermaßen  Beamter  der  verbündeten  Mächte;  während 
der  zweiten  und  dritten  Periode  stand  er  allein  im  Dienste 
seines  Königs  unter  Hardenberg  bezüglich  den  Ministerien 
in  Berlin.  Sowohl  das  Verwaltungsdepartement  wie  die 
königlichen  Ministerien  ließen  ihm  aber  in  seinen  Ent- 
schließungen völlige  Freiheit  ,, wegen  des  ihm  mit  Recht  ge- 
schenkten Vertrauens 

Es  dürfte  hier  wohl  am  Platze  sein,  einige  Angaben 
aus  dem  Leben  dieses  preußischen  Verwaltungsbeamten, 
ohne  Zweifel  eines  der  tüchtigsten  aus  Steins  Schule,  zu 
machen. 


1)  Neigebauer,  A.  K.  S,  11. 
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Johann  August  Sack  wurde  am  7.  Oktober  1764  in 
Cleve  geboren,  wo  sein  Vater  Kriminalrichter  war.  Nach 
einer  tüchtigen  Schulbildung  auf  dem  Cleve'schen  Gymna- 
sium und  dem  Joachimicum  in  Berlin  bezog  er  1782  die 
Universität  Halle  und  Ostern  1784  Göttingen,  um  die 
Rechts-  und  Kameralwissenschaften  zu  studieren.  Im 
Herbst  1785  trat  er  als  Auskultator  bei  der  Cleve'schen  Re- 
gierung ein.  Sein  Interesse  wandte  sich  mit  Vorliebe  dem 
Berg-  und  Hüttenwesen  zu,  worin  er  sich  solche  Kenntnisse 
aneignete,  daß  er  schon  1788  durch  den  Minister  von 
Heinitz  zum  Bergrichter  und  Bergrat  in  Wetter  ernannt 
wurde.  Aus  dieser  Zeit  datiert  seine  Bekanntschaft  mit 
dem  Freiherrn  vom  Stein,  die  besonders  fruchtbar  für  ihn 
wurde,  als  Sack  1792  zum  Justitiarius  bei  der  Kriegs-  und 
Domänenkammer  in  Cleve  avancierte,  wo  Stein  1793  Kam- 
merpräsident wurde.  Unter  seiner  Leitung  lernte  Sack  die 
verschiedensten  Verwaltungsgeschäfte  kennen. 

Auch  auf  dem  Gebiete  der  Diplomatie  bewährte  er 
sich  vorübergehend:  er  leitete  1797  die  Verhandlungen  mit 
dem  französischen  General  Hoche  wegen  der  linksrheini- 
schen preußischen  Besitzungen.  Im  folgenden  Jahr  trat 
er  als  Geheimer  Oberfinanzrat  in  das  General  dir ektorium 
zu  Berlin.  In  dieser  Zeit  hatte  er  sich  das  Vertrauen  seines 
Königs  in  so  hohem  Maße  erworben,  daß  er  nach  dessen 
Flucht  1806  Zivilgouverneur  von  Berlin  und  nach  dem  Frie- 
den von  Tilsit  Vorsitzender  der  zur  Vollziehung  dieses 
Friedens  angeordneten  Immediatkommission  wurde.  Seit 
1808  übernahm  er  die  Verwaltung  der  nach  und  nach  von 
den  Franzosen  geräumten  Provinzen  und  suchte  nach  Steins 
Sturz  zum  Zeichen  seiner  Dankbarkeit  gegen  den  hochver- 
ehrten Meister  dessen  Reformen  weiter  zu  führen  „im 
Kampf  mit  den  Halben  des  Ministeriums  Dohna-Altenstein 
und  den  Ganzen  der  Marwitz'schen  Opposition".  1813  er- 
nannte der  König  Sack  zum  Zivilgouverneur  des  Landes 
zwischen  Oder  und  Elbe,  aus  welcher  Stellung  ihn  1814 
das  ehrende  Vertrauen  der  Verbündeten  zog,  um  als  Ge- 
neralgouverneur die  herrenlos  gewordenen  Gebiete  am  Nie- 
derrhein zu  verwalten.    Was  er  als  solcher  und  späterer 
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Oberpräsident  der  preußischen  Rheinprovinzen  in  rastloser 
Tätigkeit  und  mit  nicht  genug  zu  bewunderndem  Talent,  in 
stets  anspornendem,  seinen  Beamten  zum  glänzenden  Vor- 
bild dienendem  Eifer  geleistet  hat,  wird  am  besten  die  Dar- 
stellung seiner  provisorischen  Verwaltung  am  Niederrhein, 
das  Thema  der  vorliegenden  Arbeit,  zeigen.  „1816  zwang 
ihn  die  Reaktion,  der  er  längst  mißliebig  geworden  war,  das 
Oberpräsidium  in  Stettin  zu  übernehmen".  Er  trat  es  mit 
Unwillen  an,  aber  die  in  ihrer  Entwickelung  vielfach  zu- 
rückgebliebene und  durch  den  Krieg  hart  mitgenommene 
Provinz  machte  ihm  bald  vollauf  Arbeit  und  damit  Freude. 

Hier  sei  es  gestattet,  für  einen  Augenblick  Sacks  Le- 
bensgeschichte zu  unterbrechen. 

Es  hält  schwer,  den  Vorwurf  bitterer  Undankbarkeit 
und  Ungerechtigkeit  seitens  der  Regierung  gegen  ihn  zu 
unterdrücken.  Hier  nur  einige  Beispiele:  Der  König  hatte 
ihm  das  Oberpräsidium  in  Düsseldorf  zugesagt;  er  wurde 
nach  Pommern  versetzt.  Nach  einer  ausdrücklichen  Mit- 
teilung des  Königs  durch  den  Geheimen  Kabinettsrat  Al- 
brecht konnte  Sack  das  eiserne  Kreuz  1.  Klasse  bei  erster 
Austeilung  erwarten;  aus  dem  eisernen  Kreuz  1.  Klasse  ist 
ein  roter  Adlerorden  2.  Klasse  geworden.  Hardenberg 
hatte  ihm  die  Zuwendung  außerordentlicher  Zuschüsse, 
deren  er  sehr  bedurfte,  in  Aussicht  gestellt,  hatte  ver- 
sprochen, ihm  den  Charakter  eines  Staatsministers  zu  ver- 
schaffen, hatte  ihn  seiner  Hülfe  versichert  gegen  all  die 
Feinde,  die  Sack  hatte,  nicht  am  wenigsten  im  Ministerium; 
den  Versprechungen  folgte  aber  nirgends  die  Erfüllung. 
Allein  darauf  wollen  wir  am  Schluß  unserer  Darstellung 
näher  eingehen.  Es  sollen  erst  seine  erstaunlichen  Leistun- 
gen im  Interesse  des  Vaterlandes  zu  Wort  kommen.  Je- 
denfalls konnte  man  sich  schon^  damals  nicht  des  Gefühls 
einer  schweren  Ungerechtigkeit  gegen  Sack  erwehren;  wir 
führen  zum  Beweis  ein  Zeugnis  aus  jener  Zeit  an,  worin  es 
heißt,  es  müsse  „der  späteren  Forschung"  vorbehalten 
bleiben,  die  unerklärlichen  Gründe  für  Sacks  Abberufung 
klar  zu  legen.  Spricht  daraus  nicht  eine  Verurteilung  des 
Verfahrens  gegen  den  bewährten  Beamten?  Doch  die  reak- 
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tionäre  Zeit  verbot,  die  Stimme  zu  lautem  Protest  zu  er- 
heben. 

Mit  einem  gewissen  Gefühl  der  Genugtuung  und 
Freude  wird  man  feststellen,  daß  Sack  die  ihm  angetane 
Ungerechtigkeit  dank  seiner  vielseitigen,  segensreichen  Tä- 
tigkeit in  seinem  neuen  Wirkungskreis  verhältnismäßig 
schnell  verwinden  konnte.  Und  damit  nehmen  wir  den 
Faden  seiner  Lebensgeschichte  wieder  auf. 

In  seiner  Eigenschaft  als  Oberpräsident  von  Pommern 
ordnete  er  Schwedisch-Vorpommern  in  die  provinzielle 
Verwaltung  ein  (1818),  hob  den  Handel  durch  Beförderung 
der  Heringsfischerei  und  Dampfschiffahrt,  durch  Vertiefung 
der  Oder,  durch  Anlage  von  Kunststraßen  und  Eröffnung 
des  Stettiner  Wollmarktes  (1825);  „die  Gründung  der  Ge- 
sellschaft für  pommersche  Geschichte  und  Altertumskunde, 
die  Errichtung  der  Naugarder  Strafanstalt  und  die  Wieder- 
herstellung des  Provinzialarchivs  sind  Hauptdenkmäler 
seines  Wirkens".  1821  wurde  Sack  von  der  Universität 
Halle  zum  Dr.  jur.  ernannt;  er  starb  am  28.  Juni  1831  in 
Stettin  nach  einer  kinderlosen  Ehe  mit  Marianne  von 
Reimann  *). 

n. 

Allgemeine  Verwaltung. 
1.  Die  mit  Waffengewalt  zurückgewonnenen  Länder  soll- 
ten, wie  schon  erwähnt,  von  Generalgouverneuren  verwal- 
tet werden.  Ihre  Wahl  erfolgte  durch  die  verbündeten 
Mächte  und  fiel  auf  einen  Beamten  derjenigen  Macht,  die 
in  den  besetzten  Gebieten  die  meisten  Truppen  und  also 
das  Militärkommando  hatte.  So  wurde  für  das  General- 
gouvernement Niederrhein  der  preußische  Staatsrat  Sack, 
bisher  Zivilgouverneur  zwischen  Elbe  und  Oder,  bestimmt, 
,,in  Anerkennung  seines  Diensteifers  und  seiner  Lokal- 
kenntnis" ^). 

1)  Die  Angaben  über  Sacks  Leben  sind  entnommen  aus  der  All- 
gemeinen deutschen  Biographie,  Bd,  XXX,  S.  152  f.,  wo  selbst  weitere 
Literatur  über  sein  Leben  angegeben  ist.  Eine  erschöpfende  Biographie, 
deren  er  wohl  wert  wäre,  gibt  es  noch  nicht. 

2)  St,  A.  S.  I,c3,  nr.  18,  d.  d.  Langres  31.  Januar  1814. 

Voll  heim,  Prov.  Verwaltung.  2 
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Den  Generalgouverneuren  waren  die  Hauptrichtlinien 
ihrer  Verwaltungstätigkeit  vorgezeichnet  durch  die  in  der 
Leipziger  Konvention  festgesetzte  Instruktion^).  Nach  §  1 
dieser  Instruktion  bestanden  ihre  Verrichtungen  in  der  Po- 
lizeiverwaltung, Finanzverwaltung  und  Anschaffung  der 
Bedürfnisse  für  die  verbündeten  Armeen.  Die  §§  2 — 7 
enthalten  eine  nähere  Ausführung  der  im  ersten  genannten 
Verrichtungen. 

Der  Generalgouverneur  besorgte  demnach  alle  Militär- 
und  Zivilangelegenheiten  in  oberster  Instanz  bei  eigener 
Verantwortung  gegenüber  dem  Verwaltungsdepartement. 
Binnen  14  Tagen  nach  Amtsantritt  hatte  er  bei  demselben 
einen  Verwaltungsplan  zur  Bestätigung  einzureichen  und 
eine  Uebersicht  über  alles  als  Staatseigentum  eingezogene 
Gut  und  dessen  mögliche  Verwendung;  über  die  Arten  des 
öffentlichen  Einkommens,  dessen  Rückstände  und  deren 
zweckdienliche  Beitreibung;  über  die  eventuelle  Benutzung 
außerordentlicher  Hülfsmittel  an  Produkten  und  Fabrika- 
ten, die  in  den  Departements  einheimisch  waren,  und  über 
die  Ausführung  der  Vorwegnahme  eines  dreimonatlichen 
Einkommens.  Besonders  der  zweite  Punkt  mußte  auf  er- 
hebliche Schwierigkeiten  stoßen.  Die  meisten  Kassenbe- 
stände und  'Abschlüsse  wie  die  Registraturen  waren  von 
den  fliehenden  Beamten  mit  über  die  Grenze  genommen 
worden.  Man  war  also  lediglich  auf  gedruckte  statistische 
Werke  und  auf  die  Aussagen  der  niederen  Beamten  ange- 
wiesen, um  sich  die  geforderte  Einsicht  zu  verschaffen. 

Außer  diesem  einmaligen  Bericht  teilte  der  Gouver- 
neur dem  obersten  Verwaltungsdepartement  wöchentlich 
mit:  den  Kassenabschluß,  eine  Uebersicht  der  Lieferungen 
an  die  Armee  und  der  Durchzüge  und  endlich  eine  Schil- 
derung der  öffentlichen  Meinung. 

Die  Unterordnung  des  Generalgouverneurs  unter  das 
Verwaltungsdepartement  hatte  weniger  einen  praktischen 
Wert;  sie  bezweckte  in  der  Hauptsache  nur,  das  Verwal- 
tungsdepartement  über    alle    wichtigeren  Vorkommnisse 


1)  St,  A.  a.  a.  O. 
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auf  dem  Laufenden  zu  halten  ^) ,  eventuell  wegen  Entsen- 
dung tüchtiger  Beamten  und  außerordentlicher  Unterstütz- 
ungen in  dringenden  Fällen  das  Nötige  zu  veranlassen.  Im 
übrigen  mußte  man  dem  Gouverneur  möglichste  Freiheit 
in  seiner  Amtsführung  lassen  und  konnte  das  auch,  da  die 
durch  die  verbündeten  Mächte  im  Verwaltungsdepartement 
vorgenommene  Wahl  eine  hinreichende  Garantie  für  die  er- 
forderliche Tüchtigkeit  des  Gouverneurs  bot,  abgesehen 
davon,  daß  er  dem  Verwaltungsdepartement  für  alle  von 
ihm  erlassenen  Verfügungen  haftete. 

Zur  Ausführung  der  ihm  übertragenen  Geschäfte 
wurde  dem  Generalgouverneur  ein  Gouvernementskolle- 
gium beigeordnet,  bestehend  aus  einem  Gouvernementsrat 
von  mehreren  Mitgliedern  mit  dem  Sitz  im  Mittelpunkte 
der  Verwaltung,  im  Generalgouvernement  Niederrhein  also 
in  Aachen;  für  jedes  Departement  aus  einem  Gouverne- 
mentskommissar mit  dem  Sitz  in  der  Hauptstadt  des  De- 
partements und  aus  einem  im  Hauptquartier  des  komman- 
dierenden Generals  weilenden  Armeekommissar. 

Man  sieht  die  zweckmäßige  Verteilung  auf  die  ein- 
zelnen Verwaltungszentren. 

Der  Gouvernementsrat  bestand  aus  einem  General- 
sekretär, der  ein  zuverlässiger  Deutscher  oder  Beamter 
einer  der  verbündeten  Mächte  sein  mußte;  aus  einem  Prä- 
fekturrat  für  jedes  Departement,  der  mit  guter  Gesinnung 
für  die  Sache  der  Verbündeten  Verwendbarkeit  in  den  ge- 
rannten Verwaltungszweigen  vereinte,  und  einem  mit  der 
Verfassung  der  Armee,  ihrer  Oekonomie  und  Verpflegung 
genau  bekannten  Militär;  so  zählte  der  Gouvernementsrat 
fünf  Mitglieder  '). 

Der  Gouvernementsrat  ist  unverkennbar  eine  prak- 
tische Vereinigung  der  von  uns  als  Gouvernementskolle- 
gium bezeichneten,  auf  die  verschiedenen  Orte  verteilten 
Behörde  zur  Erleichterung  der  Amtsführung  des  General- 

1)  „Während  dieser  Periode  stand  ich  einzig  unter  der  oberen 
Leitung  der  Zentralverwaltung  der  vereinigten  Mächte  und  korrespondierte 
mit  derselben  über  alle  wichtigeren  Gegenstände"  (Sacks  Gen.-Bericht, 
G.  St.  A.  a.  a.  O.).  2)  St.  A.  a.  a.  O.  §  8-15. 
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gouverneurs.  '  Der  Generalsekretär  vertritt  hier  an  Stelle 
des  Generalgouverneurs  die  Zentralverwaltung  des  ganzen 
Gouvernements;  der  Präfekturrat  an  Stelle  des  Gouverne- 
mentskommissars die  Departementsverwaltung  und  der  Mi- 
litärvertreter den  im  Hauptquartiere  weilenden  Armee- 
kommissar. 

Der  Generalsekretär  bearbeitete  „alle  auf  Bildung, 
Einrichtung  und  Verfassung  des  Generalgouvernements  be- 
züglichen Geschäfte,  ebenso  die  auf  Erhaltung  eines  regel- 
mäßigen Geschäftsbetriebes  im  Ganzen".  Unter  seiner  Auf- 
sicht stand  die  ganze  Sicherheitspolizei,  die  höhere  Polizei 
und  die  Erhaltung  von  Brücken  und  Landstraßen;  er  war 
Kurator  der  Gouvernementskasse  und  hatte  die  Direktion 
und  Kontrolle  der  Finanzen  mit  Hülfe  eines  Rechnungsver- 
ständigen. 

Der  Militärvertreter  bearbeitete  die  Anschaffung  der 
Armeebedürfnisse,  die  Korrespondenz  mit  den  Armeebe- 
hörden über  alle  Lieferungen  und  hatte  die  besondere  Auf- 
sicht über  das  Etappen-  und  Lazarettwesen. 

Unter  die  Präfekturräte  wurden  die  Geschäfte  der 
niederen  Polizei-  und  Departementsfinanzverwaltung  ent- 
weder nach  ihren  Departements  oder  nach  ihrer  Brauch- 
barkeit verteilt. 

Es  war  der  Grundsatz  aufgestellt,  daß  Verfügungen 
durch  die  das  Interesse  der  verbündeten  Mächte  mit  der 
Anhänglichkeit  an  Napoleon  kollidierte,  nur  vom  General- 
sekretär oder  vom  Militärmitgliede  ausgehen  sollten,  an- 
dere lediglich  das  Wohl  des  Landes  angehende,  auch  von 
den  Präfekturräten  ausgehen  durften,  natürlich  nur  vorbe- 
haltlich der  Genehmigung  des  Gouverneurs;  entschieden  ein 
sehr  berechtigter  Grundsatz:  bei  dem  vom  Gouverneur  ge- 
wählten und  der  Sache  der  Verbündeten  als  ergeben  er- 
kannten Generalsekretär  und  Militärkommissar  stand 
eine  Kollision  der  Interessen  nicht  zu  erwarten,  eine  Ge- 
fahr, die  bei  den  aus  der  französischen  Verwaltung  stam- 
menden Präfekturräten  nicht  ganz  ausgeschlossen  war. 

Als  Subalternbeamte  waren  beschäftigt  beim  Gouver- 
nementsrat außer   dem  schon  erwähnten  Rechnungsver- 
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ständigen  ein  zweiter,  der  durch  guten  Ruf  und  Kautions- 
leistung sicher  die  Kasse  führte;  ferner  drei  Expedienten, 
vier  Kanzlisten,  ein  Registrator  mit  Gehülfen,  im  ganzen 
11  Personen. 

So  umfaßte  der  Gouvernementsrat  5  höhere  Beamte 
(den  eigentlichen  Gouvernementsrat)  und  11  untergeord- 
nete, zusammen  nur  16  Beamte.  Nun  vergegenwärtige  man 
sich,  daß  mit  solcher  geringen  Zahl  von  Mitarbeitern  Sack 
diese  Fülle  von  Arbeit  bewältigte,  die  eine  anfangs  noch 
in  jedem  Zweig  unterbrochene  Verwaltung  eines  so  ausge- 
dehnten Gebietes  verursachte.  Wenn  da  alles  aufs  pünkt- 
lichste und  genaueste  erledigt  wurde,  wie  es  der  Fall  war, 
so  konnte  das  nur  durch  peinlichste  Ordnung  und  ange- 
strengteste Tätigkeit  Sacks  und  seiner  Gehülfen  geleistet 
werden.  Eine  Vorstellung  dieser  rastlosen  Emsigkeit  gibt 
z.  B.  die  Tatsache,  daß  Sack  im  Jahre  1814  36  000  An- 
träge, Berichte,  Gesuche  und  so  weiter  selbst  geö^net,  ge- 
lesen, beantwortet  und  revidiert  hatte,  1815  bis  Mitte  Mai 
bereits  10  000  solcher  Schriftstücke.  Nur  so  war  es  mög- 
lich, daß  er  bedeutende  Verwaltungskosten  sparte.  Der 
Präsident  Jakobi,  ein  gründlicher  Kenner  der  franzö- 
sischen Verwaltung,  hat  Sack  das  ehrenvolle  Zeugnis 
ausgestellt,  daß  die  kleinste  Präfektur  in  Frankreich 
mehr  gekostet  und  viel  mehr  Menschen  erfordert  habe! 
Und  doch  ist  Sack  vom  Finanzminister  der  Vorwurf  ge- 
macht worden,  daß  er  „zu  kostbar  verwalte"  ^).  Die  nack- 
ten Tatsachen  sprechen  das  beste  Urteil  über  diesen  recht 
verwunderlichen  Vorwurf. 

Der  Gouvernementsrat  war  von  morgens  9  bis  nach- 
mittags 6  mit  einer  Unterbrechung  von  1  bis  3  im  Gouver- 
nementsgebäude anwesend.  Unter  dem  Vorsitz  des  Gou- 
verneurs trat  er  zu  Konferenzen  wegen  der  zu  erlassenden 
Verfügungen  zusammen,  bei  grundsätzlichen  Verfügungen 
nach  vorheriger  Beratung  unter  sich.  Alle  Ausfertigungen 
wurden  vom  Generalsekretär  gegengezeichnet  und  erhiel-' 
ten  durch  Unterschrift  des  Gouverneurs  bindende  Kraft  ^) . 


1)  Aus  dem  Bericht  Sacks  an  Hardenberg  vom  17,  Mai  1815, 
G.  St.  A.  R.  74  J.  III.  2)  St.  A.  a.  a.  0. 
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Gemäß  dem  vom  Verwaltungsdepartement  aufge- 
stellten Grundsatz  der  möglichst  geringen  Aenderung  in 
den  bestehenden  Verhältnissen  der  zu  einem  Generalgou- 
vernement vereinigten  Gebietsteile  bestimmte  §  7  der  Ver- 
ordnung über  die  innere  Verwaltung  des  Gouvernements 
Niederrhein  ^) ,  daß  die  Kommunalverfassung  zunächst  in 
der  bisherigen  Art  beibehalten  werden  sollte. 

Die  französische  Kommunalverfassung  war  bestimmt 
durch  das  Gesetz  vom  28.  Pluviose  VIII.  Danach  bildete 
den  größten  Verwaltungsbezirk  das  Departement  mit 
einem  Präfekten  an  der  Spitze,  dem  ein  Generalsekretär 
beigegeben  war.  Der  Präfekt  verwaltete  ausschließlich 
das  Departement.  Toute  Operation  communale  lui  est  sub- 
ordonnee,  sauf  en  matiere  d'impots.  Nur  die  Verteilung 
der  direkten  Steuern  stand  ihm  nicht  zu;  die  besorgte  der 
conseil  general  de  departement,  der  jedes  Jahr  einmal  für 
zwei  Wochen  zusammentrat,  die  Steuern  unter  die  Arron- 
dissements  verteilte,  und  über  die  gegen  die  Verteilung  er- 
hobenen Einwände  entschied.  Er  bestimmte  die  für  die 
Ausgaben  des  Departements  zu  erhebenden  Zulagscentimen 
(s.  den  Abschnitt  über  Steuerwesen)  und  prüfte  die  Rech- 
nungsablage des  Präfekten  über  die  Verwendung  der  Zulags- 
centime. So  vertrat  der  Generalrat  des  Departements  die  In- 
teressen der  Einwohner  bei  der  Steuerrepartition;  er  war 
vor  allem  „un  conseil  et  presque  un  tribunal  de  reparti- 
teurs". 

Neben  dem  einmal  im  Jahr  zusammentretenden  conseil 
general  bestand  im  Hauptort  des  Departements  unter  dem 
Vorsitz  des  Präfekten  ein  Präfekturrat  (conseil  de  prefec- 
ture) ;  der  entschied  in  erster  Instanz  über  die  Gesuche  um 
gänzliche  Steuerbefreiung  oder  Verminderung  und  über 
Streitigkeiten  zwischen  den  Einwohnern  und  der  Verwal- 
tung (entre  les  particuliers  et  Tadministration). 

Das  Departement  zerfiel  in  „arrondissements",  die  von 
Unterpräfekten  verwaltet  wurden;  ihnen  stand  zur  Seite 
der  „conseil  d'arrondissement",  der  die  Steuern  auf  die 


1)  Nr.  2  d.  V.  i.  Journal  1814  und  St.  A.  S.  I,  c  3  Nr.  18. 
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Gemeinden,  den  kleinsten  französischen  Verwaltungsbezirk, 
verteilte  (charge  de  repartition  de  Timpot  entre  les  com- 
munes) . 

Die  Gemeinden  schließlich  hatten  einen  Bürgermeister 
mit  mehreren  Beigeordneten  nach  dem  Verhältnis  der  Be- 
völkerung und  einen  Gemeinderat  (conseil  municipal),  der 
die  Steuern  für  die  einzelnen  Individuen  festsetzte  ^) . 

Vom  Generalrat  herab  bis  zum  Gemeinderat  sind  alle 
Ratsversammlungen  in  erster  Linie  dazu  bestimmt,  die 
Wünsche  und  Interessen  der  Einwohner  bei  der  Steuerver- 
teilung wahrzunehmen. 

In  dem  Nachtrag  zur  Instruktion  für  die  General- 
gouverneure in  den  besetzten  französischen  Provinzen  ^) 
heißt  es,  daß  die  Präfekten  im  allgemeinen  als  vertraute 
Werkzeuge  der  französischen  Regierung  zu  entfernen  und 
durch  Gouvernementskommissare  zu  ersetzen  seien.  Die 
meisten  waren  entflohen,  und  so  handelte  es  sich  nur  um 
die  Einsetzung  der  Gouvernementskommissare,  die  neben 
den  Geschäften  der  vormaligen  Präfekturen  für  die  Aus- 
führung aller  Verordnungen  des  Gouverneurs  sorgten. 

Die  Bezeichnung  ,,arrondissements"  mußte  der  des 
„Kreises"  weichen.  Dementsprechend  traten  an  Stelle  der 
Unterpräfekten  ganz  in  deren  Wirksamkeit  Kreisdirek- 
toren" '). 

Von  den  französischen  Ratsversammlungen  finden  wir 
nur  die  Präfekturräte,  allerdings  mit  anderem  Namen, 
unter  dem  Generalgouvernement  in  ihrer  alten  Wirksam- 
keit wieder.  Die  Auflösung  der  Präfekturräte  verbot  sich 
aus  dem  Grunde,  weil  ihre  Einrichtung  zu  sehr  mit  dem 
Abgabensystem  und  der  Domänenverwaltung  verbunden 
war").  In  der  Verordnung  vom  11.  März  1814  ')  sagt  §  4: 
„Das  Geschäftsverhältnis  der  Präfekturräte  dauert  unter 
Leitung  des  Gouvernementskommissars  fort".  Es  sollte 
deshalb  eine  besondere  Bestimmung  erfolgen,  die  am  12. 

1)  Siehe  B  o  c  k  cnh  e  i  m  c  r  S.  105-108  und  Vandal,  Bd.  II, 
S.  189-  194.  2)  St.  A.  a.  a-  0. 

3)  Nr.  2  der  Verordn.  im  Journal  1814,  §  3. 

4)  Sacks  Gcn.-Bericht. 
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April  1814  *)  zur  öffentlichen  Kenntnis  genlangt  ist.  Ihr  zu- 
folge hießen  die  „Präfekturräte"  künftig  „Landes direk- 
torialräte".  In  dieser  Eigenschaft  entschieden  sie  unter  dem 
Vorsitz  des  Gouvernementskommissars  oder  dessen  Stell- 
vertreters über  alle  die  Landesverwaltung  betreffenden 
Streitigkeiten  in  der  bisherigen  Art;  außerdem  waren  sie 
zur  Ausführung  einzelner  Aufträge  nach  den  Anordnungen 
des  Gouvernementskommissars  oder  zur  Uebernahme  der 
Bearbeitung  ganzer  Geschäftsabteilungen  in  dessen  Büro 
verpflichtet. 

Die  General-  und  Arrondissementsräte  ließ  der  Gou- 
verneur als  „unter  französischem  Despotismus  ohnedies  zu 
bloßen  Formen  herabgewürdigte  Institute"  nicht  wieder  in 
Tätigkeit  treten.  Für  die  erstgenannten  Räte  der  drei  zum 
Generalgouvernement  Niederrhein  gehörigen  Departements 
trat  eine  „Landes deputation"  ein,  bestehend  aus  Männern 
„von  erprobtem,  rechtlichem  Sinn,  ausgerüstet  mit  Kennt- 
nis des  Landes  und  seiner  Verfassung,  des  Kulturzustandes 
und  der  Gewerbsamkeit  der  Nation,  im  Besitz  der  Achtung 
und  des  Vertrauens  ihrer  Mitbürger"  Diese  Deputierten 
wurden  zu  allen  das  Land  betreffenden  Beratungen  heran- 
gezogen, hauptsächlich  wegen  der  Ausgleichung  der  Kriegs- 
lasten, wegen  des  Aufbringens  der  Abgaben  zur  Deckung 
der  erlassenen  drückenden  Auflagen  und  der  weiterhin  ein- 
tretenden außerordentlichen  Bedürfnisse. 

Diese  Einrichtung  konnte  einen  guten  Eindruck  auf 
das  Land  nicht  verfehlen.  Die  Mitglieder  der  Deputation, 
für  die  Achtung  und  Vertrauen  seitens  ihrer  Mitbürger  ein 
Haupterfordernis  waren,  vertraten  in  den  Beratungen  das 
Interesse  des  Landes  und  gaben  kraft  des  ihnen  gezollten 
Vertrauens  eine  Gewähr  dafür,  daß  den  Bewohnern  nur 
unbedingt  nötige,  die  Kraft  des  Landes  nicht  übersteigende 
Forderungen  auferlegt  wurden;  williger  fügte  man  sich  so 
dem  Zwang  der  Umstände. 

Für  jedes  Departement  wurden  fünf  Deputierte  er- 
nannt,  so  daß   das   ganze  Generalgouvernement  fünfzehn 

1)  Nr.  23  der  Vcrordn.  im  Journal  1814. 

2)  Siehe  Journal  a.  a.  O. 
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hatte.  Zur  Wahl  eines  Präsidenten  sollten  sie  sich  zum 
28.  April  1814  in  Aachen  versammeln.  Bei  Stimmengleich- 
heit behielt  sich  der  Gouverneur  die  Ernennung  vor. 

Wie  sich  schon  aus  dem  Hauptzweck  der  Landesdeputa- 
tion ergibt,  Ausgleichung  der  Kriegslasten,  Linderung  der 
drückenden  Lasten,  war  sie  keine  periodisch  zusammen- 
tretende Versammlung;  nur  auf  besondere  Berufung  des 
Generalgouverneurs,  der  auch  die  Dauer  der  Verisammlung 
bestimmte,  trat  sie  in  Aachen  zusammen. 

Die  Arrondissementsräte  verschwanden  ganz.  Zum 
Ersatz  dafür  war  jeder  Kreisdirektor  befugt,  bei  Bestim- 
mung von  Grundsätzen  wegen  Verteilung  der  Steuern  und 
anderer  Lasten  aus  jedem  Kanton  einen  „erfahrenen,  red- 
lichen, mit  dem  Vertrauen  der  Einwohner  geehrten  Mann" 
zur  gemeinsamen  Beratung  einzuladen.  So  entstand  ge- 
wissermaßen eine  ,, Kreisdeputation"  entsprechend  der  Lan- 
desdeputation. Während  diese  aber  offiziell  ernannt  war 
und  zu  den  Beratungen  aufgefordert  werden  niußte,  hing 
es  wegen  der  Kreis  deputierten  vom  Kr  eis  direkter  ab,  s'e 
.»einzuladen".  Die  Landesdeputation  I:?stand  tatsächlich, 
die  Kreisdeputation  nur  fakultativ;  das  ist  der  Grund,  daß 
sie  nicht  die  offizielle  Bezeichnung  erhielt'). 

Was  von  dem  guten  Eindruck  der  angeordneten  Landes- 
deputation auf  die  Bewohner  gesagt  ist,  gilt  natürlich  auch 
von  der,  wenngleich  nur  freigestellten,  Berufung  von  Ver- 
tretern der  einzelnen  Kreise;  v/ie  der  Gouverneur  seine  Er- 
wartung des  guten  Eindruckes  zum  Schluß  der  erwähnten 
Verordnung  ausspricht:  „Ich  hoffe,  durch  die  getroffenen 
Bestimmungen  den  Einwohnern  meines  Generalgouverne- 
ments einen  erneuten  Beweis  zu  geben,  wie  nahe  meinem 
Herzen  das  gemeine  Wohl  wie  das  Beste  eines  jeden  Ein- 
zelnen liegt." 

Man  sieht,  die  von  der  provisorischen  Regierung  ge- 
troffenen Aenderungen  bestehen  in  der  Hauptsache  nur  in 
anderer  Benennung  der  Beamten.  Die  gute  Einrichtung  der 
Präfekturräte  wurde  unter   anderem  Namen  beibehalten, 


1)  Siehe  Journal  a.  a,  0. 
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die  der  Generalräte  des  Departements  wurde  in  eine  zweck- 
mäßigere Landes deputation  verwandelt;  für  die  Arron- 
dissementsräte  konnten  Vertreter  der  Kreise  berufen 
werden. 

Durch  die  Verordnung  vom  11.  März  ^)  wurden  die 
Gouvernementskommissare  und  Kreisdirektoren  bekannt 
gemacht.  Gouvernementskommissar  für  das  Roerdeparte- 
ment wurde  der  Appellationsrat  Boelling  mit  dem  Sitze  in 
Aachen;  für  das  Ourthedepartement  Appellationsrat 
Koenen  in  Lüttich,  für  das  Niedermaas-Departement 
Kammerassessor  Koppe.  Die  beiden  ersten  waren  schon 
vom  bergischen  Generalgouverneur  Prinzen  zu  Solms-Lich 
eingesetzt  worden,  ehe  Sack  seine  Verwaltung  des  General- 
gouvernements Niederrhein  am  10.  März  angetreten  hatte, 
und  zwar  Boelling  mit  dem  Sitz  in  Köln  ^) .  Durch  Sacks 
Verordnung  wurden  sie  also  weiter  bestätigt  und  Boellings 
Sitz  nach  Aachen  verlegt.  So  erreichte  man  in  einer  Stadt 
die  Vereinigung  eines  Gouvernementskommissariatssitzes 
mit  dem  des  Generalgouvernements,  deren  Nutzen  leicht 
einzusehen  ist.  Neu  ist  die  Berufung  des  Assessors  Koppe, 
der  aber  se:ne  Stelle  wegen  einer  schweren  Verwundung 
nicht  sofort  antreten  konnte  Für  ihn  führte  der  bisherige 
Generalsekretär  Mertens  zu  Roermunde  die  Geschäfte,  bis 
durch  Verordnung  vom  13.  April  der  frühere  westfälische 
Präfekt  Piautaz  zum  Gouvernementskommissar  des  Nieder- 
maas-Departements ernannt  wurde  mit  dem  Sitz  in  Lüttich. 
Koppe  werden  wir  später  im  Gouvernementsrat  wieder  be- 
gegnen. 

In  Lüttich  war  also  der  Sitz  zweier  Gouvernements- 
kommissare, des  vom  Ourthe-  und  des  vom  Niedermaas- 
Departement.  Das  Roerdepartement  enthielt  vier  Kreise: 
Aachen,  Köln,  Krefeld,  Cleve  mit  den  Kreis  dir  cktoren:  Tri- 


1)  Nr.  2  der  Verordnungen  im  Journal  1814. 

2)  St,  A.  a.  a.  O.  d,  d.  Düsseldorf,  17.  Februar  1814  (Solms  an  den 
Herzog  von  Sachsen- Weimar,  kommandierenden  General  des  dritten 
deutschen  Armeekorps). 

3)  Neigebauer,  A.  K.  S.  10, 

4)  Nr.  22  der  Verordnungen  im  Journal  1814. 
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bunaisrichter  Biergans,  dem  bisherigen  Unterpräfekten  von 
Märcken,  dem  .Appellationsrat  Bene  und  dem  recevoir 
(Steuerempfänger)  Sinsteden  in  den  genannten  Städten. 

Das  Ourthe-Departement  umfaßte  drei  Kreise:  Lüttich, 
Huy.  und  Malmedy  mit  den  Kreis direktoren:  Landrat  von 
Weichs,  Appellationsrat  du  Pont  und  dem  Bürgermeister 
Nicolai  von  Aubel  in  Verviers,  in  den  genannten  Kreis- 
städten. 

Das  Niedermaas-Departement  zählte  drei  Kreise: 
Roermunde,  Hasselt,  Maastricht  mit  nur  zwei  Kreisdirek- 
toren: mit  dem  in  der  provisorischen  Zentralkommission 
fungierenden  Olislaeger  in  Roermunde,  während  der  bis- 
herige Bürgermeister  Kox  von  Hasselt  einstweilen  die 
Kreise  Hasselt  und  Maastricht  als  Kreisdirektor  zusammen 
verwaltete.  In  den  beiden  ersten  Departements  ist  in  der 
Hauptstadt  die  zweifellos  vorteilhafte  Vereinigung  des 
Gouvernementskommissars  mit  dem  Kreisdirektor  in  einer 
Stadt  erreicht.  Im  Niedermaasdepartement  war  sie  zu  er- 
langen, wenn  man  den  Sitz  des  Gouvernementskonimissars 
nach  Roermunde  verlegte.  Warum  wrrde  sein  Sitz  nach 
Lüttich,  außerhalb  des  Departements  verlegt? 

Nr.  14  der  Verordnungen  (2.  April  1814)  im  Journal 
brachte  einige  Veränderungen  der  eben  besprochenen  Amts- 
verteilung: für  Oelislaeger  ^)  wurde  ein  Herr  van  der  Maesen 
aus  Roermunde  Kreis direktor  daselbst.  Für  die  Kreise 
Hasselt  und  Maastricht  blieben  die  von  dem  russischen  Ge- 
neral Wintzingerode  eingesetzten  Arrondissementskommis- 
sionen  vorerst  in  Tätigkeit,  um  die  der  „dringenden  Be- 
schleunigung bedürfenden  militärischen  Verpflegungs-  und 
anderen  Angelegenheiten"  nicht  aufzuhalten,  wodurch  die 
Tätigkeit  des  zum  Kreis  direktor  von  Hasselt  ernannten 
Bürgermeisters  Kox,  „seinen  Wünschen  entsprechend", 
aufhörte.    Für  den  noch  nicht  eingetroffenen  Kreisdirektor 


1)  Nr.  39  der  Verordnungen  im  Journal  (9.  Mai  1814)  nennt  einen 
Herrn  Warmant  als  Kreisdirektor  von  Huy;  demnach  schied  du  Pont 
früh  aus  dieser  Stelle, 

2)  So  abweichend  von  oben,  während  der  französische  Text  über- 
einstimmend Olislaeger  hat. 
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Landrat  von  Weichs  in  Lüttich  übernahm  ein  Herr  Simon 
von  Harlez  die  Geschäfte. 

Ein  Blick  auf  die  vom  Generalgouverneur  angestellten 
Gouvernementskommissare  und  Kreis direktoren  zeigt,  daß 
ca.  50  Prozent  französischer  Verwaltungsbeamten  beibe- 
halten wurden:  ein  Präfekt  (Piautaz)  als  Gouvernements- 
kommissar, ein  Unterpräfekt  (von  Märcken)  als  nunmehri- 
ger Kreis  dir ektor;  zwei  Bürgermeister  (Nicolai  und  Kox), 
die  zu  Kreis  direktoren  aufrückten,  von  denen  allerdings  der 
letztere  bald  wieder  ausschied,  und  ein  Steuerempfänger 
(Sinsteden),  der  ebenfalls  Kreisdirektor  wurde.  Die  ver- 
hältnismäßig große  Zahl  der  Justizbeamten,  sechs  von  zwölf 
Angestellten,  scheint  für  deren  besondere  Bevorzugung  zu 
sprechen. 

Die  Wahl  aller  dieser  Beamten  erfolgte  durch  den  Ge- 
neralgouverneur, der  sich  am  besten  durch  Augenschein 
und  eingezogene  Erkundigungen  von  ihrer  Brauchbarkeit 
unterrichten  konnte.  Die  Ernennungen  waren  ganz  provi- 
sorisch. Je  nach  der  im  Laufe  der  Zeit  erkennbaren  größe- 
ren oder  {geringeren  Fähigkeit  konnte  einer  in  eine  höhere 
oder  tiefere  Stelle  versetzt,  ja  bei  mangelnder  Diensterfah- 
rung und  Unfleiß  ganz  aus  der  Verwaltung  entfernt  wer- 
den. Gleiche  Behandlung  erwarteten  solche,  die  durch  un- 
moralischen Lebenswandel  des  Vertrauens  ihrer  Mitbürger 
sich  unwürdig  erwiesen  . 

Die  in  der  Einleitung  besprochenen,  durch  den  ersten 
Pariser  Frieden  und  die  Wiener  Kongreßverhandlungen 
herbeigeführten  Gebietsveränderungen  machten  selbst- 
redend Veränderungen  in  den  Stellenbesetzungen  nötig. 
Durch  den  Pariser  Frieden  wurden  Ourthe-  und  Nieder- 
maas-Departement aufgelöst,  und  damit  die  Gouverne- 
mentskommissare Koenen  und  Piautaz  ihrer  bisherigen  Tä- 
tigkeit enthoben.  Während  dieser  in  gleicher  Eigenschaft 
das  neugebildete  Maas-Ourthe-Departement  erhielt,  berief 
Sack  jenen  „zur  Belohnung  seiner  Verdienste  in  seinem  bis- 
herigen Wirkungskreis"  zum  Generalstaatsprokurator  des 


1)  Nr.  50  der  Verordnungen  im  Journal  von  1814. 
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obersten  Justizhofes  zu  Lüttich,  wie  denn  überhaupt  alle 
durch  die  Veränderung  außer  Beschäftigung  gesetzten  Be- 
amten bei  vorkommender  Erledigung  von  Dienststellen  in 
.  erster  Linie  berücksichtigt  wurden,  „sofern  sie  nicht  bei 
Verwaltung  ihrer  bisherigen  Stellen  Tadel  verdient  haben". 

Das  Maas-Ourthe-Departement  vereinigte  sechs  Kreise: 
Lüttich,  Huy,  Malmedy  oder  Verviers,  früher  zum  Nieder- 
maasdepartement gehörend;  ihre  Kreisdirektoren  konnten 
bleiben;  ferner  Dinant,  Marche  (ehemaliges  Sambre-Maas- 
Departement) ;  sie  mußten  neu  besetzt  werden,  während 
endlich  Roermunde  (früher  Ourthe-Departement)  keine 
Neubesetzung  verlangte.  Das  Roer-Departement  unter  Gou- 
vernementskommissar Boelling  behielt  seine  vier  Kreise: 
Aachen,  Köln,  Krefeld  und  Cleve,  die  um  die  zum  alten 
Herzogtum  Geldern  und  Cleve  gehörenden  Distrikte  Kessel 
und  Usselt  vergrößert  wurden.  Hier  blieben  durchweg  die 
Beamten  der  ersten  Verwaltungsperiode  im  Amt. 

In  den  ebenfalls  zum  Niederrheinischen  Generalgou- 
vernement durch  den  Pariser  Frieden  gekommenen  De- 
partements des  aufgelösten  Generalgouvernements  Mittel- 
rhein bestätigte  Sack  im  allgemeinen  die  von  Gruner  ein- 
gesetzten Beamten:  das  Wälderdepartement  unter  dem 
Gouvernementskommissar  Schmitz-Grollenburg  (später  Re- 
gierungspräsident in  Koblenz)  umfaßte  vier  Kreise:  Luxem- 
burg (Sitz  des  Gouvernementskommissars) ,  Diekirch,  Bit- 
burg und  Neuerburg;  das  Rhein-Mosel-Departement  unter 
dem  Gouvernementskommissar  Sack,  einem  Bruder  des  Ge- 
neralgouverneurs, drei  Kreise:  Koblenz  (Sitz  des  Gouver- 
nementskommissars), Bonn  und  Prüm.  Die  Gouvernements- 
kommissare der  zweiten  Periode  waren  demnach  Boelling 
(Roerdepartement) ,  Piautaz  (Maas-Ourthe-Departement) , 
Schmitz-Grollenburg  (Wälder-Departement)  und  Sack 
(Rhein-Mosel-Departement) . 

Noch  größere  Verschiebungen  als  der  erste  Pariser 
Frieden  brachten  die  Verhandlungen  des  Wiener  Kongres- 
ses, die  die  definitive  Besitznahme  den  verschiedenen 
Mächten,  namentlich  und  allein  dem  neuen  Königreich  der 
Niederlande  und  Preußen  am  Rhein  brachten  und  den  An- 
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fang  der  dritten  Verwaltungsperiode  Sacks  bestimmten. 
Die  nunmehr  königlich-preußischen  Besitzungen  am  linken 
Rheinufer  enthielten  drei  Departements;  Roer  unter  Boel- 
ling  in  Aachen,  Rhein-Mosel  unter  Sack  in  Koblenz  und 
Saar-Departement  unter  Schmitz-Grollenburg,  der  seinen 
Sitz  nach  Trier  verlegte.  Damit  schied  Piautaz  als  Gouver- 
nementskommissar aus 

Wir  wenden  uns  jetzt  zu  den  früheren  „maires"  und 
den  ihnen  zur  Seite  stehenden  Municipalräten;  jene  finden 
wir  als  Bürgermeister,  diese  in  den  Städten  als  Stadträte, 
auf  dem  Lande  als  Schöffen  wieder.  Nur  der  ,,maire**  von 
Aachen,  als  der  Hauptstadt  des  General-Gouvernements, 
hieß  Oberbürgermeister  ^) .  Während  die  oberen  Verwal- 
tungsstellen fast  durchweg  neu  besetzt  wurden,  blieben  die 
Bürgermeister  im  großen  und  ganzen  in  ihren  Aemtern. 
Nur  die  wurden  entfernt,  die  als  geborene  Franzosen,  der 
deutschen  Sprache  unkundig,  zur  Leitung  der  Gemeinde- 
angelegenheiten unfähig  waren,  so  z.  B.  der  Bürgermeister 
von  Neuß,  den  der  Krefelder  Kreisdirektor  außer  Dienst 
gesetzt  hatte.  Durch  den  Gouvernementskommissar  Boel- 
ling  ließ  er  den  Antrag  auf  definitive  Entlassung  beim  Ge- 
neralgouverneur stellen.  Zur  Wiederbesetzung  der  Stelle 
wurden  drei  Kandidaten  beim  Generalgouverneur  in  Vor- 
schlag gebracht,  von  denen  einer,  namens  Momm,  am 
15.  März  1814  bestätigt  wurde").  Von  der  Wahl  benach- 
richtigte der  Gouvernementskommissar  den  betreffenden 
Kreisdirektor.  Aus  diesem  Beispiel  läßt  sich  der  allge- 
meine Geschäftsgang  bei  der  Neubesetzung  der  Bürger- 
meisterstellen ableiten.  Der  Kreis direktor  suspendierte  deii 
unfähigen  Bürgermeister  und  ließ  durch  seinen  vorgesetz- 
ten Gouvernementskommissar  unter  Vorschlag  von  drei  ge- 
eigneten Kandidaten  beim  Generalgouverneur  auf  defini- 
tive Entlassung  antragen.  Der  Generalgouverneur  ent- 
schied sich  für  die  Wahl  eines  der  Vorgeschlagenen,  teilte 


1)  Wohin  und  in  welcher  Eigenschaft  wurde  er  versetzt? 

2)  Nr.  2  der  Verordnungen  im  Journal  1814. 

3)  St,  A,  Sekt,  Ic3  Nr,  11, 
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dessen  Ernennung  dem  Gouvernementskommissar  mit,  der 
die  getroffene  Wahl  dem  Kreisdirektor  anzeigte. 

Der  Vorschlag  zur  Wahl  war  an  verschiedene  Beding- 
ungen geknüpft:  Ansässigkeit  in  der  Gemeinde  und  das 
daraus  resultierende  Vertrauen  der  Mitbürger.  So  wurde 
unter  dem  17.  Dezember  1814  ^)  das  Gesuch  eines  Kanz- 
listen Stuki  abschlägig  beschieden,  da  es  den  Verwaltungs- 
grundsätzen des  Generalgouverneurs  widerspräche,  „die 
Bürgermeisterstellen  durch  andere  als  in  den  betreffenden 
Gemeinden  ansässige  und  von  den  Mitbürgern  geachtete 
und  gekannte  Personen  zu  besetzen".  Eine  weitere  Be- 
dingung war  angemessene  Lebensstellung.  Zum  Bürger- 
meister von  Montjoie  war  vom  Gemeinderat  ein  gewisser 
Schloemer  vorgeschlagen,  den  der  Gouvernementskommis- 
sar Boelling  unter  anderem  deswegen  ablehnte,  weil 
Schloemer  Wirt  war  ') .  Schließlich  mußte  der  Kandidat 
im  Besitze  eines  ausreichenden  Vermögens  sein.  Das  Amt 
des  Bürgermeisters  war  schon  unter  der  französischen  Ver- 
waltung ein  Ehrenamt^),  und  daher  unbesoldet.  Von  den 
drei  zum  Bürgermeister  von  Montjoie  vorgeschlagenen 
Kandidaten  bat  Boelling  den  Generalgouverneur  zwei  wegen 
geringer  Vermögensverhältnisse  zu  streichen  ') .  Der  Grund 
ist  klar:  weniger  Vermögende  konnten  leicht  ihr  Amt  zu  un- 
redlicher Bereicherung  benutzen.  Dadurch,  daß  man 
solche  ausschied,  hielt  man  sie  auch  von  der  immerhin 
naheliegenden  Versuchung  fern,  der  wirklich  Vermögende 
weniger  ausgesetzt  waren. 

Zuweilen  wurde  die  Wahl  mit  irgend  einer  Begrün- 
dung, z.  B.  Ueberhäufung  mit  anderen  Geschäften,  nie 
angenommen.    In  diesem  Falle  trat  der  Stadtrat  zusam- 
men zur  Prüfung  der  Gründe  und  zum  Vorschlag  anderer 


1)  St.  A.  Sekt.  Ic3  Nr.  11. 

2)  St.  A.  a.  a.  0.  d.  d.  Aachen,  23.  Juni  1815. 

3)  Nr.  27  der  Verordnung  vom  12.  August  1814  im  Journal  vom 
Nieder-  und  Mittelrhein. 

4)  Die  Bürgermeister  bekamen  nur  für  Bürokosten  eine  Ent- 
schädigung, die  durch  eine  Umlage  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  auf- 
gebracht wurde. 
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durch  Kenntnisse  und  Fähigkeiten  ausgezeichneter  Perso- 
nen. Ergaben  sich  die  Gründe  nicht  als  stichhaltig,  dann 
wurde  ein  Bürgermeisterkommissar  auf  Kosten  des  Wider- 
strebenden angestellt;  erkannte  dagegen  der  Gemeinderat 
die  Triftigkeit  der  Gründe  an,  so  erfolgte  die  Anstellung  des 
kommissarischen  Bürgermeisters  auf  Kosten  der  neu  Vor- 
geschlagenen im  Weigerungsfalle.  Aber  auch  so  kam  man 
nicht  immer  zu  dem  gewünschten  Erfolg,  wie  das  Beispiel 
von  Montjoie  zeigt,  wo  der  Gouvernementskommissar  über 
ein  Jahr  sich  vergeblich  bemühte,  einen  Bürgermeister  zu 
finden.  Um  endlich  zum  Ziel  zu  gelangen,  ließ  der  Kreis- 
direktor auf  Geheiß  des  Gouvernementskommissars  durch 
den  Stadtrat  eine  Liste  aller  in  der  Gemeinde  ansässigen 
und  geeigneten  Personen  anfertigen,  damit  auf  deren  ge- 
meinsame Kosten  der  Bürgermeisterkommissar  besoldet 
würde.  Der  Kantonskommissar  beraumte  eine  Versamm- 
lung dieser  Personen  unter  seinem  Vorsitz  an,  wo  ein  jeder 
seinen  jährlichen  Beitrag  zur  Besoldung  des  kommissari- 
schen Bürgermeisters  angeben  mußte,  falls  nicht  einer  frei- 
willig die  Stelle  annahm.  Der  Versuch,  die  Kosten  der  Be- 
soldung auf  die  ganze  Gemeinde  abzuwälzen,  scheiterte. 
Sie  wurden  allein  von  denen  beigetrieben,  die  zur  Bürger- 
meisterstelle qualifiziert  und  berufen,  durch  ihre  Weige- 
rung diese  Maßregel  möglich  gemacht  hatten  . 

Diese  Maßregel,  die  völlig  verfassungsmäßig  war,  ist 
gewiß  nicht  zu  hart  in  Anbetracht  der  Wichtigkeit  einer 
möglichst  schnellen  Wiederbesetzung  solcher  Stellen. 

Nur  die  ganz  offensichtlich  unbrauchbaren  Bürger- 
meister wurden  zunächst  beseitigt;  die  Aufregung  der 
ersten  Verwaltungszeit,  wo  der  Krieg  mit  seinen  Anforde- 
rungen im  Vordergrunde  des  Interesses  stand  und  alles 
andere  zurückdrängte,  ließ  eine  genaue  Revision  aller  Bür- 
germeisterstellen nicht  zu.  So  hatte  sich  manch  Unred- 
licher und  Ungeeigneter  in  seiner  Stelle  gehalten.  Aus 
diesem  Grunde  erklärt  sich  Sacks  Verordnung  vom  12.  Au- 


1)  Siehe  Antwort  des  Gouverneurs  auf  Boellings  Schreiben  d.  d. 
Aachen,  24.  Juni  1815,  St.  A.  a.  a.  O. 
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gust  1814  daß  mit  dem  1.  Januar  1815  alle  Bürgermeister- 
stellen erledigt  seien,  wenn  sie  nicht  bis  zum  31.  Dezember 
1814  von  den  betreffenden  Gouvernementskommissaren  er- 
neuert oder  bestätigt  seien.  Diese  Verordnung  war  keines- 
wegs ein  willkürlicher  Akt  des  Generalgouverneurs,  son- 
dern entsprach  völlig  dem  Grundsatz  der  noch  bestehenden 
französischen  Verfassung,  daß  als  Bürgermeister  nur  Leute, 
ausgezeichnet  durch  Einsichten  und  Tätigkeit  wie  mit  dem 
Vertrauen  der  Regierung  und  Mitbürger,  walten  und  je 
nach  der  größeren  oder  geringeren  Rechtfertigung  des  in  sie 
gesetzten  Vertrauens  von  fünf  zu  fünf  Jahren  im  Amt  be- 
stätigt oder  ersetzt  werden  sollten.  Wie  fast  überall  hatte 
auch  hier  unter  französischer  Verwaltung  der  Grundsatz 
in  seiner  Anwendung  gelitten. 

Die  Verordnung  bestimmte  die  Anfertigung  von  Listen 
über  alle  Bürgermeister  ihres  Departements  durch  die 
Gouvernementskommissare  mit  der  Bezeichnung  der  Un- 
tauglichen, wobei  das  Gutachten  der  Kreis  direktoren  über 
die  Gründe  der  Untauglichkeit  einzufordern  war.  Solche 
Gründe  waren  physische  Schwäche,  mit  dem  Amt  unver- 
trägliche Privatverhältnisse,  Unkenntnis  der  Landessprache, 
mangelndes  Zutrauen  der  Mitbürger,  entschiedene  Anhäng- 
lichkeit an  die  Franzosen  und  erwiesene  Nachlässigkeit  in 
der  Amtsführung.  Gouvernementskommissare  und  Kreis- 
direktoren sollten  bei  Anfertigung  der  Listen,  die  bis  zum 
15.  Oktober  1814  dem  Generalgouverneur  zur  Entscheidung 
vorgelegt  werden  mußten,  sich  nur  „durch  die  Stimmen 
einer  wohlgegründeten  und  anständig  ausgesprochenen 
öffentlichen  Meinung"  leiten  lassen.  Eine  solche  Bestim- 
mung, die  das  Urteil  der  Einwohner  zur  Geltung  kommen 
ließ,  stach  vorteilhaft  ab  gegen  das  System  der  französi- 
schen Regierung,  die,  unbekümmert  um  die  öffentliche  Mei- 
nung, meist  nur  ihr  willfährige  Werkzeuge  anstellte.  Das 
vom  Generalgouverneur  gezeigte  Vertrauen  weckte  gleiches 
Vertrauen  in  der  Bevölkerung. 

In  den  kleinen  Gemeindebezirken  auf  dem  Lande  war 
es  naturgemäß  schwerer,  einen  allen  Anforderungen  des 


1)  Nr.  47  der  Verordnungen  im  Journal  vom  Nieder-  u.  Mittelrhein. 

Vollheim,  Prov.  Verwaltung.  3 
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Bürgermeisteramtes  gewachsenen  Mann  zu  finden.  Da 
griff  der  Generalgouvemeur  zur  Anwendung  eines  schon 
durch  das  französische  Gesetz  vom  30.  Juni  1802  vorge- 
sehenen Mittels.  Wo  es  ohne  große  Umwälzung  anging, 
sollten  verschiedene  Gemeindebezirke  zu  einem  größeren 
zusammengelegt  werden.  Solche  Vergrößerung  bot  einen 
doppelten  Vorteil:  einmal  eine  größere  Zahl  zum  Bürger- 
meisteramt geeigneter  Kandidaten;  zweitens  konnte  für 
jede  Bürgermeisterei,  die  durch  die  Vereinigung  mehrerer 
Gemeinden  einen  umfangreicheren  Geschäftsbetrieb  erhielt, 
ein  tüchtiger  Sekretär  angestellt  werden  mit  angemessener 
Besoldung  aus  den  Gemeindekassen,  ohne  daß  diese  er- 
heblicher belastet  worden  wären.  Zur  Erleichterung  der 
sehr  ineinandergreifenden  Verwaltungs-  und  Kassenge- 
schäfte wurde  soviel  als  möglich  auf  Zusammenfallen  der 
neuen  Gemeindebezirke  mit  den  Steuerempfangsbezirken 
geachtet.  Die  Projekte  der  neuen  Gemeindebezirksabtei- 
lungen waren  mit  den  erwähnten  Listen  über  die  Bürger- 
meister am  15.  Oktober  1814  fällig. 

Ersetzung  der  aus  irgend  einem  Grunde  untauglichen 
Bürgermeister  und  Verminderung  der  auf  dem  Lande  in 
kleine  Bezirke  zersplitterten  Bürgermeistereien  waren  die 
Forderungen,  deren  Erfüllung  die  Verordnung  vom 
12.  August  1814  anstrebte.  Beide  stießen  trotz  „rühmlich- 
ster Tätigkeit  vorzüglich  von  einigen  der  Gouvernements- 
kommissare" ^)  auf  bedeutende  Schwierigkeiten;  nament- 
lich die  Zusammenlegung  der  Bürgermeisterbezirke  auf  dem 
Lande  machte  solche,  die  in  einem  provisorischen  Verwal- 
tungsbezirk „fast  unbesiegbar"  waren.  Die  Schwierigkeiten 
hatten  ihren  Grund  in  der  noch  nicht  vorgenommenen,  aber 
von  der  nächsten  Zukunft  zu  erwartenden  definitiven  Ter- 
ritorialeinteilung der  zum  Generalgouvernement  Nieder- 
und  Mittel-Rhein  gehörigen  Gebiete.  Wegen  der  Grenz- 
regulierungen war  man  noch  in  der  größten  Ungewißheit, 
die  die  geplante  Zusammenlegung  von  selbst  verbot.  So 
bestimmte  die  Verordnung  vom  17.  Dezember  1814'),  daß 


1)  Nr.  120  d.  Verordnungen  im  Journal  vom  Nieder-  u.  Mittelrhein, 

2)  Nr.  120  der  Verordnungen  vom  17.  Dezember  1814,  a.  a.  O. 
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sämtliche  Bürgermeistereibezirke  „bis  auf  weitere  Bestim- 
mung" in  ihrem  alten  Territorialumfang  verblieben. 

Auch  die  eingezogenen  Erkundigungen  über  die  Bür- 
germeister hatten  nicht  den  gewünschten  Erfolg.  Hören 
wir,  was  Gouvernementskommissar  Boelling  am  24.  Dezem- 
ber 1814  an  den  Generalgouverneur  berichtete  über  das 
unzuverlässige  Resultat  der  Erkundigungen:  „Leidenschaft 
und  Eigennutz  haben  alle  früheren  Begriffe,  Meinungen  und 
Ansichten  über  die  Moralität  und  Fähigkeit  der  öffentlichen 
Beamten  verwirrt."  Weiter  klagte  er,  daß  die  Moralität 
der  Beamten,  überhaupt  Lug  und  Trug  in  allen  öffentlichen 
Verhandlungen  im  Roer-Departement  vor  allem  unter  dem 
Schutz  der  französischen  Regierung  einen  verderblichen 
Umfang  angenommen  habe.  Zur  Erzielung  eines  sicheren 
Resultates  bei  den  Nachforschungen  über  die  Tauglichkeit 
der  Gemeindevorsteher  schlug  er  die  gesetzlich  vorge- 
schriebene Rechnungsablage  über  die  geführte  Verwaltung 
vor,  zv/ar  nicht  auf  dem  üblichen  Wege  durch  bloße  Rech- 
nungsablage und  deren  Einsendung  an  die  vorgesetzte 
Kreis-  und  Departementsbehörde,  sondern  durch  Bildung 
besonderer  Rechnungskommissionen,  die  unter  Aufsicht  der 
Kantonskommissionen  oder  anderer  zuverlässiger  Männer 
alles  an  Ort  und  Stelle  aufnehmen  und  darüber  berichten 
sollten. 

Wir  sind  wohl  berechtigt,  das,  was  vom  Roer-Departe- 
ment hinsichtlich  der  Bürgermeister  galt,  auch  von  den 
übrigen  Departements  anzunehmen.  Warum  sollte  das 
Roer-Departement  gerade  besonders  untaugliche  gehabt 
haben? 

Die  durch  die  Verordnungen  vom  12.  August  1814  in 
größerem  Stile  geplante  Personalveränderung  der  Bürger- 
meister und  Territorialveränderung  der  Gemeindebezirke 
auf  dem  Lande  war  durch  die  Verordnung  vom  17.  Dezem- 
ber 1814  im  zweiten  Punkte  für  unbestimmte  Zeit  aufge- 
hoben, im  ersten  stark  reduziert.  Allein  jene  Bürger- 
meister schieden  aus,  deren  Unfähigkeit  offen  zu  Tage  ge- 


1)  St.-A.  Sekt.  Ic3.  Nr.  11. 
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treten  war.  Bei  eigener  Verantwortlichkeit  hatten  die  Gou- 
vernementskommissare diesen  ihre  Entsetzung  und  ihren 
Nachfolgern  die  Ernennung  bis  zum  31.  Dezember  anzu- 
zeigen ^) . 

Die  Ungunst  der  Verhältnisse  trat  dem  eifrigen  Be- 
mühen des  General-Gouverneurs  um  die  so  nötigen  Verän- 
derungen in  der  niederen  Verwaltung  hemmend  in  den 
Weg.  Und  stießen  schon  die  beabsichtigten,  verhältnis- 
mäßig geringen  Aenderungen  auf  solche  Hindernisse,  wie 
vielmehr  hätten  es  durchgreifende  getan!  So  haben  wir 
hier  einen  glänzenden  Beweis  für  die  Richtigkeit  des  vom 
Verwaltungsdepartement  angenommenen  Grundsatzes  der 
möglichst  geringen  Umwandlungen  in  der  bestehenden  Ver- 
waltung. Den  Bürgermeistern  waren  zur  Erleichterung 
Beigeordnete  zugeteilt,  deren  Zahl  sich  nach  der  Größe  der 
Städte  und  Dörfer  richtete  und  deren  Ernennung  und  Ab- 
setzung gleichfalls  von  der  Entscheidung  des  General-Gou- 
verneurs abhing.  Zur  Ergänzung  des  Stadtrates  und  der 
Schöffen  wurden  auch  für  jede  Stelle  drei  Kandidaten  dem 
General-Gouverneur  zur  Bestätigung  vorgelegt.  Um  jeder 
Parteiherrschaft  vorzubeugen,  galt  der  Grundsatz,  daß 
keine  verwandtschaftlichen  Beziehungen  zwischen  dem 
Bürgermeister  und  Mitgliedern  des  Stadtrates  oder  der 
Schöffen  bestehen  sollen^)- 

2.  Als  das  Generalgouvernement  Niederrhein  für  gemein- 
same Rechnung  der  Verbündeten  verwaltet  wurde,  waren 
alle  Beamte  ihnen  zu  Treu  und  Gehorsam  verpflichtet.  Nun 
versteht  es  sich  von  selbst,  daß  nicht  jeder  Beamte  jeder 
Macht  einen  besonderen  Eid  leisten  konnte,  zumal  die  Ver- 
waltung für  gemeinsame  Rechnung  nur  als  ganz  proviso- 
risch und  von  kurzer  Dauer  anzusehen  war.  Die  alten  Be- 
amten, sofern  sie  nicht  entflohen  waren,  und  die  an  Stelle 
der  flüchtiggewordenen   neuernannten   verpflichteten  sich 


1)  Journal  a.  a.  O,  §  3.  2)  Keil  S.  29. 

3)  St.-A.  Sekt,  Ic3.  Nr.  11,  Boellings  Antrag  wegen  der  Schöffen 
in  der  Gemeinde  Schmitt;  d,  d,  Aachen,  14.  August  1814. 
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durch  Unterjschrift  eines  vorgeschriebenen  Reverses  den 
verbündeten  Mächten  im  allgemeinen  und  dem  von  ihnen 
eingesetzten  General-Gouvernement  im  besonderen  ^) . 
Außer  diesem  Gelöbnis  der  Treue  mußten  die  Beamten  noch 
den  gewöhnlichen  Diensteid  leisten. 

Nach  französischer  Verfassung  waren  die  Justizbeam- 
ten verpflichtet,  ihren  Eid  vor  einem  der  höheren  Gerichts- 
höfe abzulegen.  Solches  Verfahren  mußte  notwendig  Störun- 
gen im  Dienst  und  die  eidespflichtigen  Beamten  zu  unnöti- 
gen Ausgaben  für  die  Reise  veranlassen.  Das  änderte 
Sack.  Er  ließ  die  Justizbeamten  künftig  vor  dem  Kreisge- 
richte, zu  dem  sie  gehörten,  vereidigen.  Den  französischen 
Brauch  behielt  er  insofern  bei,  als  die  Kreisgerichte  eine 
Abschrift  des  Verpflichtungsprotokolles  an  den  zuständigen 
höheren  Gerichtshof  einzusenden  hatten  ^) . 

Es  braucht  kaum  erwähnt  zu  werden,  daß  alle  Beam- 
ten des  Generalgouvernements  Nieder-  und  Mittelrhein, 
das  für  alleinige  Rechnung  Preußens  verwaltet  wurde,  nur 
dem  König  von  Preußen  und  dem  von  ihm  abhängigen  Ge- 
neral-Gouvernement verpflichtet  waren. 

Anders  lagen  natürlich  die  Verhältnisse,  als  das  Gene- 
ral-Gouvernement Nieder-  und  Mittelrhein  definitiv 
Preußen  einverleibt  wurde.  Durch  eine  Kabinetts-Order  an 
den  Staatskanzler  Hardenberg  hatte  Friedrich  Wilhelm  III. 
bestimmt,  daß  die  als  tüchtig  und  redlich  erprobten  Beam- 
ten der  neuen  Provinzen  beibehalten  werden  sollten,  auch 
wenn  ihre  Stellen  bei  der  definitiven  Organisation  in  Namen 
und  Form  verändert  würden.  Leider  hat  man  es  mit  der 
Bestimmung  nicht  genau  genommen.  Sack  stellte  ein  Ver- 
zeichnis der  Beamten  des  ehemaligen  Generalgouverne- 
ments auf,  die  nicht  wieder  bestätigt  worden  waren.  In  den 
höheren  Stellen  waren  es  sieben,  darunter  recht  verdienst- 
volle Männer  wie  der  Dr.  Merrem,  die  Kreisdirektoren 
V.  Düring  in  Aachen  und  Rehfues  in  Bonn  und  andere.  In 
den  unteren  Stellen  traf  sehr  viele  das  gleiche  harte  Los. 

1)  Nr.  2  der  Verordnungen  im  Journal,  Abs.  11. 

2)  Nr.  29  der  Verordnungen  vom  26.  April  1814  im  Journal  vom 
Nieder-  u.  Mittelrhein. 
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So  war  manche  Familie  im  Land  außer  Brot  oder  doch  we- 
nigstens in  den  Pensionsstand  gekommen,  was  zu  vielen 
Klagen  und  Beschwerden  Anlaß  gab  ^) .  Mit  Bedauern  muß 
festgestellt  werden,  daß  ein  von  der  Regierung  bestimmt  ge- 
gebenes Versprechen  nicht  ganz  gehalten  worden  ist. 

Mit  dieser  Kabinettsorder  hörten  also  die  provisori- 
schen Amtsverwaltungen  im  allgemeinen  auf.  Gemäß  dem 
königlichen  Befehl  erließ  Sack  am  24.  April  1815  eine  Be- 
kanntmachung über  die  Vereidigung  der  öffentlichen  Beam- 
ten der  Gendarmerie  und  der  Bürger-Milizen.  Die  persön- 
liche Eidesleistung  alier  dieser  war  unmöglich  und  hätte  die 
Ordnung  des  Dienstes  in  allen  Verwaltungszweigen  gefähr- 
den müssen.  Daher  erfolgte  die  Vereidigung  in  den  defini- 
tiv annektierten  Gebieten  des  General- Gouvernements  Nie- 
der- und  Mittelrhein  so,  daß  jeder  Beamte  zwei  Exemplare 
ausgestellter  Eidesformeln  unterschrieb  und  der  zuständi- 
gen Behörde  einreichte,  die  davon  eines  mit  dem  Vermerk 
der  Deposition  dem  Beamten  zurückgab  ^) . 

Das  Verfahren  konnte  natürlich  keine  Anwendung  fin- 
den bei  der  Vereidigung  der  Gendarmerie  und  Bürger- 
Miliz,  die  neben  der  Landwehr  bestehen  blieb;  jene  wurde 
kompagnie-,  diese  bataillonsweise  zusammengezogen  und 
leistete  den  Eid  vor  den  Offizieren,  welche  die  Formel  laut 
vorsprachen. 

Das  schwer  darniederliegende  französische  Unterrichts- 
wesen in  Schule  und  Universität,  worüber  wir  in  einem 
späteren  Abschnitt  handeln  werden,  konnte  keine  wissen- 
schaftlich gründlich  gebildeten  Beamten  für  den  Staats- 
dienst heranziehen,  wenigstens  nicht  unter  Napoleon,  der 
bei  seinen  militärischen  Neigungen  ein  Verächter  jeder 
wissenschaftlichen  Bildung  sein  mußte  und  war.  Was  unter 
seiner  Herrschaft  an  Beamten  groß  geworden  war,  das 
waren  zum  weitaus  größten  Teile  routinierte  Leute,  die  es 
trefflich  verstanden,  sich  den  Wünschen  des  Meisters  an- 
zupassen, und  so  von  Stufe  zu  Stufe  bis  zu  den  ersten  Ver- 

1)  G.  St.  A.  Rep.  92  H.  13'^. 

2)  Näheres  s.  Nr,  54  der  Verordnungen  im  Journal  vom  Nieder- 
und  Mittelrhein. 
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waltungsstellen  emporgekommen  waren  So  überzeugten 
sich  die  heranwachsenden  Generationen  von  der  Nutzlosig- 
keit wissenschaftlicher  Vorbildung  zum  Staatsdienst.  Sie 
sahen  es  ja  an  Hunderten  von  Beispielen,  daß  man  das 
gleiche  Ziel  ebenso  ohne  Studium,  durch  Routine  allein,  zu 
erreichen  imstande  war.  Die  große  Gefahr  derartiger 
geistiger  Verflachung  erkannte  Sack  sehr  wohl,  und  aus 
diesem  Sinne  erklärt  sich  seine  Bekanntmachung  über  die 
Art,  ,,nach  der  junge  Männer  sich  für  den  öffentlichen  Dienst 
zu  bilden  haben  zwecks  Anstellung  in  den  verschiedenen 
Administrationen**  '). 

Für  alle  Berufe,  die  eine  akademische  Bildung  voraus- 
setzten, mußten  künftige  Anwärter  Zeugnisse  erfolgreicher 
Studien  oder  erhaltener  Promotionen  beibringen  und  das 
vorgeschriebene  Dienstexamen  ablegen,  ja  selbst  sich  „eine 
gemessene  Zeit  lang  unentgeltlich  als  Referendar  usw.  zum 
praktischen  Dienst  ausbilden". 

Um  den  jungen  Leuten  die  Möglichkeit  dazu  zu  geben, 
erhielten  sie  Erlaubnis,  bei  den  verschiedenen  Zentraldirek- 
tionen unentgeltlich  zu  arbeiten.  Ehe  der  Generalgouver- 
neur diese  Erlaubnis  erteilte,  hatten  sich  die  jungen  Leute 
sowohl  über  die  nötigen  Schulkenntnisse  wie  über  die  Ele- 
mente des  Faches,  dem  sie  sich  widmen  wollten,  auszuwei- 
sen. Bei  dem  Examen  war  ,, nicht  die  Rede  davon,  in  den 
Wissenschaften  vollkommen  unterrichtet  zu  sein;  genug, 
wenn  der  junge  Mann  die  erforderlichen  Kenntnisse  hatte, 
auf  die  er  fortbauen  konnte".  Dafür  nahmen  die  Anwärter 
die  Verpflichtung  auf  sich,  während  der  praktischen  Aus- 
bildung die  wissenschaftlichen  Studien  fortzusetzen. 

Junge  Leute,  die  sich  dem  Rechnungs-,  Kanzlei-  oder 
Registraturwesen  widmen  wollten,  konnten  in  solchen 
Fächern  auf  den  Büros   der  Gouvernementskommissare, 


1)  „Wer  rechnen  und  schreiben  konnte,  fand  bei  der  französischen 
Bürokratie  eine  gute  Anstellung,  und  so  konnte  man  sich  leicht  bis  zu 
den  ersten  Stellen  hinauf  schreiben  und  rechnen."  (Neigebauer,  Prov- 
Verw.  S.  121.) 

2)  Nr.  3  der  Verordnungen  im  Journal  vom  Nieder-  und  Mittel- 
rhein 1815. 
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Kreisdirektoren  und  anderer  Beamten  arbeiten.  Die 
ihnen  als  künftigen  niederen  Verwaltungsbeamten  natürlich 
fehlenden  Hochschulzeugnisse  wurden  durch  Zeugnisse  über 
die  erforderlichen  Vorkenntnisse  und  sittliche  Führung  er- 
setzt. 

Die  so  gebildeten  Anwärter  hatten  in  der  Provisori- 
schen Verwaltung  den  sicheren  Vorzug  vor  anderen  bei 
Stellenbesetzungen;  sie  wurden  von  dem  Gouvernements- 
kommissar, Kreisdirektoren  und  anderen  bei  Vorschlägen 
besonders  berücksichtigt 

So  sorgte  Sack  in  weiser  Voraussicht  auch  für  einen 
künftigen,  gründlich  vorgebildeten  Stamm  junger  Leute  für 
den  Staatsdienst. 
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A  m  m  o  n,  Fr.  =  Die  preußischen  Rheinprovinzen  unter  der  Fremdherr- 
schaft und  der  preußischen  Regierung  („Aus  der  Zeit  der  Frei- 
heitskriege": 6  Vorträge  zu  Gunsten  hilfsbedürftiger  Krieger 
aus  den  Jahren  1813,  14  und  15;  2.  Aufl.  Cöln  1863. 

Arndt,  E.  M.:   Meine  Wanderungen   und   Wandelungen   mit  dem 
Reichsfreiherrn  vom  Stein,  Berlin  1858. 
„       Was  bedeutet  Landsturm  und  Landwehr?  Cöln  1815. 

Benzenberg,  Fr.  =  Ueber  Verfassung,  Dortmund  1816. 

Bockenheimer,  K.  G.  =  Geschichte  der  Stadt  Mainz  während  der 
zweiten  französischen  Herrschaft,  Mainz  1890. 

Boguslawski,  v.  =  Die  Landwehr  von  1813—93,  Berlin  1893- 

B  o  o  s  t  =  Was  waren  die  Rheinländer  als  Menschen  und  Bürger? 
Mainz  1819. 

Bräuner,  R,  =  Geschichte  der  preußischen  Landwehr,  Berlin  1863. 
B  r  e  w  e  r,  J.  P.  =  Geschichte  der  französischen  Gerichtsverfassung, 

2  Bände,  Düsseldorf  1835—37. 
Gramer,  C.:  Les  cinq  codes  mit  gegenüberstehender  deutscher  Ucber- 

setzung,  Koblenz, 

Daniels:  Handbuch  der  für  die  königl.  preußischen  Rheinprovinzen 

verkündigten  Gesetze,  3  Bände  1833 — 35. 
D  e  m  i  a  n  =  Statistisch-politische  Ansichten   auf   einer  Reise  durch 

einen  Teil  der  neuen  preußischen  Provinzen,  Cöln  1815. 
Dorow,  W.:  Erlebtes  aus  den  Jahren  1813—20,  Leipzig  1843. 
Eckert,  Chr.  =  Rheinschiffahrt  im  19.  Jahrhundert,  Leipzig  1900, 

Bd.  18  der  Staats-  und  sozialwissenschaftlichen  Forschungen, 

Heft  V. 
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Eichhorn,  J.  A,:  Zentralverwaltung  der  Verbündeten,  1814. 
E  i  1  e  r  s,  G,  =  Meine  Wanderungen  durchs  Leben,  2  Bände,  Leipzig 
1856—57. 

Foerster,  E.:  Entstehung  der  Landeskirche  unter  Friedrich  Wil- 
helm IIL,  Tübingen  1905—07, 

F  o  u  r  n  i  e  r  :  Napoleon  L,  Wien  1905,  Bd.  I,  2,  Aufl. 

Friederichs  =  Verfassung  und  Verwaltung  von  Bonn  in  der  Fran- 
zosenzeit, Bonn  1911. 

G  o  t  h  e  i  n,  E.  =  Geschichtliche  Entwickelung  der  Rheinschiffahrt  im 
19.  Jahrhundert,  Bd.  II  der  Schiffahrt  der  deutschen  Ströme. 

G  ö  r  r  e  s,  J.  V,:  In  Sachen  der  Rheinprovinz  und  in  eigener  Angelegen- 
heit, Stuttgart  1822. 
„       Die  Uebergabe  der  Adresse  der  Stadt  Koblenz  und  der  Land- 
schaft 1818. 

„       Politische  Schriften,  München  1854.  2  Bde. 
G  r  a  s  h  o  f,  K.  F.  G.  —  Aus  meinem  Leben  und  Wirken,  Essen  1839. 
G  r  ä  f  f  ==:  Sammlung  der  Rheinpreußischen  Rechtsquellen,  Trier  1859, 
2  Bände. 

Hansemann,  D.  =  Preußen  und  Frankreich,  1833. 
Hashiagen,  J.  =  Das  Rheinland  und  die  französische  Herrschaft, 
Bonn  1908. 

Herrmann,  H.:  Sammlung  der  seit  dem  Reichsdeputationshaupt- 
schluß in  Bezug  auf  Rheinhandcl  und  Schiffahrt  erschienenen 
Gesetze,  Verordnungen  und  Instruktionen,  Mainz  1820. 

Hey  derhof  f,  J.  =  Johann  Friedrich  Benzenberg,  der  erste  rhei- 
nische Liberale,  Düsseldorf  1909, 

H  e  p  p  e,  H,:  Zur  Geschichte  der  evangel,  Kirche  Rheinlands  und  West- 
falens, Iserlohn  1867,  Bd,  I, 

Kaufmann,  G,:  Politische  Geschichte  Deutschlands  im  19.  Jahrhun- 
dert, Berlin  1900. 

Kaufmann,  P.  =  Rheinpreußen  und  seine  staatswirtschaftlichen 
Interessen,  1831, 

Kohlrausch,  Fr.  =  Erinnerungen  aus  meinem  Leben,  Hannover 
1863. 

Keil  =  Handbuch  für  Maire  und  Adjunkten,  Cöln  1812/13. 

Koppe;  Stimme  eines  preußischen  Staatsbürgers,  1826, 

Lehmann,  M,:  Freiherr  vom  Stein,  Bd.  III,  Leipzig  1905. 

L  o  1 1  n  e  r,  F.  A,  =  Sammlung  der  für  die  königl,  preußischen  Rhein- 
provinzen seit  1813  ergangenen  Gesetze,  Verordnungen  und 
Ministerialreskripte,  Berlin  1834 — 39. 

Milz,  H.  ==  Aachen  unter  der  französischen  Herrschaft,  Teil  II,  Pro- 
gramm des  königl.  Gymnasiums  zu  Aachen,  1871 — 72. 

Moldenhauer,  Fr,  =  Geschichte  des  höheren  Schulwesens  der 
Rheinprovinzen  unter  preuß,  Herrschaft,  Cöln  1895. 
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Mürmann,  A,  —  Die  öffentliche  /leinung  in  Deutschland  über  das 
preußische  Wehrgesetz,  gleich  Nr.  19  in  den  Abhandlungen  zur 
mittleren  und  neueren  Geschichte,  Berlin  und  Leipzig  1910. 

N  a  h  m  e  r,  v,  d.:  Entwickelung  der  Territorial-  und  Verfassungsver- 
hältnisse der  deutschen  Staaten  am  Rhein  =  Handbuch  des 
Rheinischen  Partikularrechtes,  Bd,  III,  Frankfurt  a,  M.  1832. 

N  a  u,  B.  S.  V,;  Beiträge  zur  Kenntnis  und  Beförderung  des  Handels  und 
der  Schiffahrt,  Bd.  I,  1818. 

N  e  i  g  e  b  a  u  e  r,  J.  F.:  A.  K.  =  Die  angewandte  Kameralwissenschaft, 
dargestellt   im   Verv/altungsbezirk    des  General-Gouverneurs 
Sack,  Leipzig  1823'). 
„       prov.  Verw^,  =  Darstellung  der  provisorischen  Verwaltungen 

am  Rhein,  Cöln  1821. 
„       Die  preußischen  Gymnasien  und  höheren  Bürgerschulen,  Ber- 
lin 1835. 

„       Sammlung  der  Gesetze  für  den  öffentlichen  Unterricht,  Hamm 
1826. 

,,       Statistik  =  Statistik  der  Rheinprovinzen   während    der  drei 

Perioden  ihrer  Verwaltung,  Cöln  1817. 
„       Uebersicht  der  gegenwärtig  in  den  preußischen  Staaten  be- 
stehenden Gesetzgebungen  und  Gerichtsverfassungen,  1822. 
„       Volksschulwesen  in  den  preuß.  Staaten,  1834. 
0  c  k  h  a  r  t,  J.  F.  =  Geschichtliche  Darstellung    der    früheren  und 
späteren  Gesetzgebung   über  Zölle   und  Handelschiffahrt  des 
Rheins,  Mainz  1818. 
Paulsen,  Fr,:  Geschichte  des  höheren  Unterrichts,  1885. 
Perthes,  C.  Th.:  Friedrich  Perthes'  Leben,  3  Bände  1848—55,  Gotha. 

„       Politische  Zustände  und  Personen,  2  Bände,  Gotha  1869. 
Pcrtz,  H.:  Freiherr  vom  Stein,  Bd.  III  u.  IV,  Berlin  1849—54. 
Rethwisch,  C.:   Deutschlands  höhere  Schulen  im  19.  Jahrhundert, 
1893. 

R  o  e  n  n  e,  L.  =  Das  Unterrichtswesen  des  preuß,  Staates,  Bd.  I,  Ber- 
lin 1864. 

S  c  o  1 1  i  ==  Sammlung  der  Gesetze  und  Verordnungen,  die  in  den  ehe- 
maligen Herzogtümern  Jülich,  Cleve  und  Berg  ,  ,  ,  ,  ergangen 
sind,  Düsseldorf  1821—22. 

Simon  ~  Uebersicht  der  in  den  Rheinprovinzen  geltenden  Gesetze. 

Sybel,  H,  v.:  Kleine  historische  Schriften,  Bd.  II,  München  1869. 

Schaefer,  A.  =  Stimmen  aus  dem  Rheinland  vor  dessen  Vereini- 
gung mit  Frankreich,  Bonn  1875- 

Dieses  Werk  Neigebauers  zeigt  eine  auffallende  Aehnlichkeit 
mit  Sacks  Generalbericht  über  seine  Verwaltungen  am  Rhein  (G,  St,  A. 
R  74  H  II  Nr.  2),  eine  Aehnlichkeit,  die  sich  zuweilen  bis  zur  wörtlichen 
Uebereinstimmung  erhebt;  jedenfalls  ein  Beweis,  daß  er  als  Quelle 
gut  zu  benutzen  ist. 
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Schlickeysen,  F.  W.  A,:  Repertorium  der  Gesetze  und  Verord- 
nungen für  die  königl.  preußischen  Rheinprovinzen,  Trier  1830. 

Schwann,  M,:  Geschichte  der  Cölner  Handelskammer,  I,  1906, 

Thierse h,  F.  =  lieber  den  gegenwärtigen  Zustand  des  öffentlichen 
Unterrichts,  2  Bände,  Stuttgart  und  Tübingen,  1838. 

T  r  e  i  t  s  c  h  k  e,  H.  v.:  Deutsche  Geschichte  im  19.  Jahrhundert,  Leipzig 
1879—94. 

V  a  n  d  a  1,  A.  =  L'avenement  de  Bonaparte,  II,  4.  Aufl.,  Paris  1907. 
Varrentrapp,  C.  =  Johannes  Schulze  und  das  höhere  preuß.  Un- 
terrichtswesen in  seiner  Zeit,  Leipzig  1889. 
Wi  e  s  e,  L.  ==  Das  höhere  Schulwesen  in  Preußen,  Bd.  I,  Berlin  1864, 
Wilberg,  F.:  Erinnerungen  aus  meinem  Leben,  1836. 
Willemsen  =  Die  Rheinprovinzen  unter  Preußen,  Elberfeld  1842. 
Zeiß,  R.r  Geschichte  der  Krefelder  Handelskammer,  1907. 


Lebenslauf* 


Ich,  Fritz  Vollheim,  geboren  am  19.  Mai  1886  in  Frankfurt 
a.  M.  als  Sohn  des  verstorbenen  Oberlehrers  Prof.  Dr.  Karl 
Vollheim,  evangelisch,  besuchte  drei  Jahre  die  Adlerflycht- 
schule  und  dann  das  Kgl.  Kaiser-Friedrichs-Gymnasium  zu 
Frankfurt,  wo  ich  am  17.  März  1905  das  Reifezeugnis  er- 
warb. In  Tübingen  besuchte  ich  die  Vorlesungen  und  Uebun- 
gen  der  Professoren  Adickes,  Busch,  Gunder- 
mann, Jakob,  Schmidt  und  S  p  i  1 1  a.  Nach  vier  Se- 
mestern bezog  ich  die  Universität  Leipzig,  wo  die  Professo- 
ren Gardthausen,  Holtz,  Lamprecht,  Salo- 
mon.  Seeliger  und  V  o  1  k  e  1 1  meine  Lehrer  waren.  Im 
Wintersemester  1907/8  ging  ich  nach  Bonn,  um  die  Vor- 
lesungen und  Seminarien  der  Professoren  v.  B  e  z  o  1  d, 
Bülbring,  Dyroff,  Erdmann,  Franc  k,  Herr- 
mann, Külpe,  Litzmann,  Ritter,  Schulte, 
S  o  1  m  s  e  n  t  und  Willmannsf  zu  hören.  Die  münd- 
liche Promotionsprüfung  bestand  ich  am  26.  Juli  1911. 


P.  Hauptmann'sche  Buchdruckerei,  Bonn, 
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